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zur Einfllhrung 

Im Hochschulwesen der DDR vollziehen sich sehr dyne.misch Veränderungen, 

die auf die ZusammenfUhrung der Bildungssysteme beider deutscher Staaten 

auf dem Wege zu einem einheitlichen Deutschland gerichtet sind . Um den 

tlberblick Uber diese Prozesse zu behalt ien oder zu gewinnen, sind eine 

nUchterne Analyse der bisherigen Hochschulentwicklung in der DDR und eine 

Bewertung der Situation von Nutzen, ebenfalls eine erste ÜberprUfung der 

Resultate bereits eingeleiteter Veränderungen sowie die Definition und 

die Diskussion der angestrebten bzw. zu erwartenden Umorientierungen . Mit 

dem vorliegenden Gutachten soll dazu ein Beitrag geleistet werden. 

In knapper Form werden Grundaussagen tib19r den gegenwärtigen Zustand von 

Lehre, Forschung und Weiterbildung getroffen, vorhandene und absehbare 

Widerspruche werden beschrieben, und fU:r eine Reihe von Problemen werden 

Vorschläge und Empfehlungen formuliert. 

1 Gegenstand des Gutachtens sind die Haupt leis tungsprozesse an den Univer­

sitäten und Hochschulen der DDR , d. h. solcher Einrichtungen , an denen 

Lehre , Forschung und Weiterbildung betrieben und akademische Grade ein­

schließlich der Doktorgrade erteilt werden. Beziehungen zu anderen Bil­

dungsbereichen konnten nur an einigen Wt;?Sent lichen Schnittpunkten behan­

delt werden; auf die Erörterung von Zusammenhängen zu anderen Bildungs­

ebenen mußte in der Regel verzichtet we :rden , so daß einige wichtige 

Fragen in bezug auf die Stellung des Hochschulwesens im gesamten Bil­

dungssystem offen bleiben . ..J 
Hingewiesen sei auch darauf , daß fUr di1ases Material nicht der Ans pruch 

erhoben werden kann, einen Teil eines d1ankbaren Bi ldungsgesamtplanes des 

vere inigten Deutschlands darzustellen. 

Mit dem Gutachten wird der Öffentlichkeit, jedem interessierten BUrger, 

den Universitäten und Hochschulen, den :fUr die Entwicklung und Förderung 

des Hochschulwesens verantwort lichen Gremien in der DDR ebenso wie in der 

BRD ein kompaktes und handhabbares Material zur VerfUgung gestellt. Es 

kann hilfreich sein, wenn Standpunkte zu formulieren und Vorschläge und 

Varianten fUr die Entscheidungsfindung auszuarbeiten sind. 

Die Strukturen des Hochschulwesens in d,ar BRD und dort laufende Diskus­

sionen wurden bei der Darlegung der Probleme und Vorschläge mitgedacht , 

aber nur in einigen Fällen wiedergegeben . 

Zu den einzelnen Komplexen liegen am Zentralinstitut fUr Hochschulbildung 

weitere Au s arbeitungen vor bzw. werden Untersuchungen durchgefUhrt, deren 

Ergebnisse bei Bedarf angefordert werden können. Auch die vom Institut 

ausgearbeiteten zahlreichen Materialien, die als Quellen fUr das Gutach­

ten dienten und nur in besonderen Fäl len ausdrUcklich angegeben wurden, 

können eingesehen werden. 
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1. Retz und Profil der Bocbscbuleinricbtungen 

1.1.Das Netz des Hochschulwesens der DDR bestand 1989 aus 54 Hochschul­
einrichtungen an 25 Standorten, die in Uber 270 Fachrichtungen ausbilde­
ten. Nach der vorgesehenen Länderbildung ergibt sich folgende territo­
riale Verteilung: In Berlin befinden sich 7, in Brandenburg 4, in Meck­
lenburg 6, in Sachsen-Anhalt 9, in Sachsen 22 und in ThUringen 6 Ein­
richtungen des tertilren Bildungsbereichs (vgl, Anlage 1), 
Es haben sich in der Vergangenheit 3 Hochschultypen herausgebildet: 
- die Universitlten, einschließlich der technischen Universitlten, 
- die technischen Hochschulen und 
- die Spezialhochschulen (vgl. Anlage 2), 
Die Anzahl der Spezialhochschulen, d, h. solcher Hochschulen, die Uber­
wiegend in einem Wissenschaftszweig ausbilden, ist sehr hoch, Dies zeigt 
sich auch im Profil der Hochschulbildung, in der Verteilung der Fachrich­
tungsgruppen und der Fachrichtungen (vgl. Anlage 3). 
Während fast 60 % aller Fachrichtungen einmalig sind (d. h, die Ausbil­
dung erfolgt nur an einer Hochschule), wird in 21 % aller Fachrichtungen 
an drei und mehr Universitlten und Hochschulen ausgebildet. Untersucht 
man die Hlufigkeit von Fachrichtungen nach den 25 Hochschul-Standorten, 
so zeigt sich, daß Dopplungen am Standort hOchst selten sind. Fachrich­
tungsparallelitlten treten in folgenden Ballungsgebieten auf: 
- pädagogische Fachrichtungen 

Leipzig: zwischen der Karl-Marx-Universität und der Pldagogischen 
Hochschule Leipzig 
Halle : zwischen der Hartin-Luther-Universitlt und der Pldagogi1chen 
Hochschule Halle 

- Fachrichtung Volkswirtschaft/Finanzen 
. B~rlin, zwischen der Humboldt-Universitlt und der Hochschule fUr 

Ökonomie 
- Fachrichtung RechnungsfUhrung und Statistik 

. Leipzig: zwischen der Karl-Harx-Universitlt und der Handelshochschule 
- Fachrichtung Verfahrenschemie 

• Halle/Merseburg: zwischen der Hartin-Luther-Universitlt und der Tech­
nischen Hochschule Leuna-Merseburg 

- Fachrichtung Fertigungstechnik und Betrieb, Fahrzeugtechnik und Infor­
mationstechnik 
• Dresden: zwischen der Technischen Universitlt und der Hochschule fUr 

Verkehrswesen 
Meist haben die zwar gleich bezeichneten Fachrichtungen jedoch spezi­
fische 'Einrichtungsprofile'. Deshalb durften kaum nennenswerte wissen­
schaftliche und Okonomische Effekte durch eine vollständige oder partiel­
le Konzentration der Ausbildung (z.B. im Grundlagenstudium) erreicht 
werden kOnnen (auch nicht wegen der notwendigen Kompatibilität zur Aus­
bildung in anderen Fachrichtungen der jeweiligen Hochschule). 
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Jedoch zeigt sich bei einer großräumigen Betrachtung, daß im Verband der 

im Norden gelegenen Universitäten und Hochschulen kultur- und kunstwis­

senschaftliche (auch kUnst le rische Fachrichtungen) vollständig fehlen und 

in den industriell stark entwickelten SUdbezirken Dresden und Karl-Marx­

Stadt philosophisch-historische , rechtswissenschaftliche, kultur - und 

kunstwissenschaftliche sowie literatur- und sprachwissenschaftliche Fach­

richtungen nicht vertreten sind . Differenzierte Aussagen dazu sind in 

Anlage 4 wiedergegeben. 

1 . 2. Eine Spezifik des Hochschulwesens der DDR besteht darin , daß nur 

wenige Universitäten in Größenordnungen von 10 000 bis 15 000 Studieren­

den ausbilden. Dazu zählen die Humboldt-Universität zu Berlin , die Karl­

Marx-Universität Leipzig , die Martin-Luther-Universität Halle und die 

Technische Universität Dre sden. Die Kapazität der meisten weiteren Ein­

richtungen liegt zwischen 1 000 und 5 000 Studierenden . 

Besonders auffällig sind die unterschiedlichen Belastungen der Hochschu­

len durch Studierende je Arbeitskraft und je Hochschullehrer, aber auch 

die relativen Aufwendungen an Grundmitteln und Finanzen je Arbeitskraft, 

die in den Konzentrationsregionen Berlin-Brandenburg und Sachsen höher 

liegen als in den Ländern Mecklenburg, Sachsen-Anhalt und ThUringen . Dies 

korrespondiert vor allem mit der Größe und den jeweiligen Profilen der 

Einrichtungen (vgl. Anlage 5) . Aus dieser Problemlage ergibt sich eine 

Reihe offener Fragen: 

- Betrachtet man das Profil der tertiären Bildung in den einzelnen Ländern 

und bedenkt man die wachsenden Weiterbildungsaufgaben an den höchsten 

Bildungsstätten sowie die wahrscheinliche Zunahme der Studierendenzah­

len, so sind kUnftig Oberlegungen angebracht, wie die Einrichtungen 

ihre Bildungsprofile langfristig gestalten sollten, damit sie den spe­

zifischen BedUrfnissen der Länder Rechnung tragen können . 

- Die Vereinigung beider deutscher Staaten fUhrt zu einer neuen Land­

schaft der Hochschulbildung, bedingt ein wahrscheinlich verändertes 

Migrationsverhalten, und es entstehen möglicherweise neue Einzugsberei­

che fUr die Hochschulen . Das betrifft insbesondere die Einrichtungen in 

den Regionen bzw . an den Standorten Berlin-Brandenburg und in randna­

hen Gebieten, wie in Rostock, Wisn~r, Magdeburg, Zwickau und Ilmenau. 

- Das Hochschulsystem der BRD ist in sich ander s gegliedert als das der 

DDR . In Anlage 6 sind die Hochschularten des we stdeutschen Systems 

definiert. In der DDR existieren keine Fachhochschulen, keine Gesamt­

hochschulen und keine Verwaltungsfachhochschulen sowie keine theologi­

schen Hochschulen . Auch können die noch bestehenden 3 Ingenieurhoch­

schulen nicht den Fachhochschulen gleichgestellt werden, denn ihre 

Ausbildung entspricht einem der universitären Bildung vergleichbaren 

Niveau. Es wird gesichert , indem wis s ens chaftlich hochqualifizierte 

Fachleute berufen werden und die Einheit von Lehre, Studium und For­

schung verwirklicht wird; an den Ingenieurhochschulen wurden beachtli­

che Forschungspotentiale aufgebaut, die For schungen sind vorwiegend 
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anwendungsorientiert angelegt. FUr die medizini schen Akademien, spe­

ziell in Dresden und Erfurt, ist zu prUfen, ob die vorklinische Ausbil­

dung, die bisher in medizinischen Bereichen der Universitäten erfolgte, 

in die Akademien integriert werden sollte , um so eine Angleichung an 

die medizinischen Hochschulen in der BRD zu ermöglichen. Ob die Hoch­

schule fUr Recht und Verwaltung in Potsdam-Babel sberg kUnftig dem 

Status einer Verwaltungsfachhochschule zuordenbar ist, bedarf ebenfalls 

weiterer Analysen. 

- Zum gegenwärtigen Zeitpunkt können die Veränderungen, die sich aus dem 

Zusammenhang Wirtschaft - Hochschulwesen fUr die Profile und das Netz 

des Hochschulwesens ergeben, noch nicht gefaßt und eingeschätzt werden. 

Es kann nur darauf hingewiesen werden, daß strukturelle Veränderungen 

im Wirtschaftsbereich Strukturfragen der Aus- und Weiterbildung sowie 

Forschung im tertiären Bildungsbereich nach sich ziehen werden. 

1.3. Empfehlungen 

1) Die starke territoriale und institutionelle Konzentration und Spe­

zialisierung der Hochschulbildung in der DDR ist Ausdruck eines fortge­

schrittenen Standes der wissenschaftlichen Profilierung und einer relativ 

entwickelten Arbeitsteilung. Nennenswerte Effekte durch Profilierungsmaß­

nahmen in der Ausbildung werden daher kaum i.n bemerkenswerten Größen­

ordnungen zu erzielen sein. Das schließt jedoch partielle Veränderungen 

(z.B. durch hllhere Zulassungszahlen, ZusammenfUhrung von Potentialen 

u. a.) nicht aus . Im Zusammenhang damit sollten in Ballungszentren von 

Hochschul en (Berlin, Leipzig, Dresden, Halle, Magdeburg u. a.) weitere 

Möglichkeiten fUr einen effizienteren Potential.einsatz geprUft werden. So 

könnte z.B . die Bildungskooperation entwickelt werden, ggf . könnten auch 

Teilbereiche zusammengeführt werden, wie dies gegenwärtig bereits zwi­

schen der Humboldt-Universität und der Ingenieurhochschle Berlin-Warten­

berg in der landtechnischen Ausbildung von Agraringenieuren, zwischen der 

Humboldt-Universität und der Ingenieurhochschule Berlin-Lichtenberg in 

der Grundlagenausbildung von Ingenieuren praktiziert wird. 

2) Das derzeit bestehende Netz von Universitäten und Hochschulen auf 

dem Territorium der DDR, das offensichtliche Nord- Sud-Gefälle lassen es 

als nicht ratsam erscheinen, in Regionen, in denen sich bereits viele 

Ausbildungseinrichtungen befinden, wie z.B. im Gebiet Berlin-Branden­

burg, neue Hochschulen zu grUnden, so etwa eine Brandenburgische Landes ­

universität. Die bereits vorhandenen Potentiale, einschließlich Berlin­

West, dürften den Markt in der tertiären Bildung voll decken . Dies wäre 

auch unter dem Aspekt der kUnftigen Entwicklung der Hochschulbildung in 

einem vereinten Deutschland sorgfältig zu prUfen, da in beiden deutschen 

Staaten in den 90er Jahren und Uber das Jahr 2000 hinaus ähnliche demo­

graphische Prozesse absehbar sind, die Auswirkungen auf die Zahl der 

Studienberechtigten haben . 
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3) Im Sinne der gesellschaftlichen, ·der wissenschaftlichen und der 

volkswirtschaftlichen Entwicklung sollte darauf geachtet werden, daß bei 

der Etablierung neuer Fachrichtungen bzw . ihrer Ausdehnung auf weitere 

Hochschulen oder Universitäten die Polyvalenz der existierenden Wissen­

schaftsdisziplinen genutzt wird, daß vorhandene Profile zweckmllßig er­

gänzt/ausgebaut werden, auch im Zusammenhang mit der Erweiterung von 

Ausbildugsmöglichkeiten und der Aufhebung von Zulassungsbeschränkungen. 

Vorstellbar wäre z . B. , im Raum Berlin-Brandenburg eine Wirtschaftsuni­

versität zu grUnden sowie die Ingenieurhochschule Berlin-Wartenberg mit 

der Humboldt-Universität zusammenzufUhren . FUr die Ingenieurhochschule 

Berlin-Lichtenberg wUrden sich mehrere Varianten fUr eine Integration mit 

anderen Hochschuleinrichtungen ergeben, so mit der Humboldt-Universität, 

der Technischen Universität (Berlin-West) oder einer möglichen Wirt­

schaftsuniversität. 

Ähnliche Veränderungen sollten in den anderen kUnftigen Ländern geprUft 

werden. Sicher wird die Bildungskooperation in randnahen Territorien, 

zwischen den einzelnen Ländern auf dem heutigen Gebiet der DDR bzw. der 

BRD, unter diesem Aspekt an Bedeutung gewinnen. 

Langfristig sollte angestrebt werden, 

- an der Universität Rostock kultur-kunstwissenschaftliche Teilrichtungen 

aufzubauen, 

- an den technischen Universitäten in Dresden und Karl-Marx-Stadt, an­

knUpfend an Vorhandenem, die rechtswissenschaftliche, die kultur-kunst­

wissenschaftliche sowie die philosophisch-historische Ausbildung zu 

erweitern. 

Zu prUfen wären schließlich der Effekt und die Zweckmllßigkeit einer 

Integration von gleichartigen Potentialen an einem Standort, so etwa 

durch den Zusammenschluß von 

- Karl-Marx-Universität und Pädagogischer Hochschule Leipzig 

- Martin-Luther-Universität und Pädagogischer Hochschule Halle. 

FUr die Integration kleinerer Hochschulen in größere (auch bei unter­

schiedlichem Profil) sollte beachtet werden, daß nur eine wirklich räum­

liche ZusammenfUhrung - wenn auch erst langfristig möglich - effizient 

ist und daß dafUr die materiell-technischen Voraussetzungen geschaffen 

werden mUssen. 

4) Die Profilierung und Netzgestaltung der Hochschulen auf dem jetzigen 

Territorium der DDR sollte unter der Aufgabe fortgesetzt werden, ein 

unverwechselbares wissenschaftliches Profil der Universitäten und Hoch­

schulen in einem zukUnftigen europäischen Haus zu schaffen. Dazu gehört, 

bestehende Einrichtungen nach bestimmten Hochschultypen besonders zu 
profilieren, desgleichen Disziplinen in der Aus- und Weiterbildung und in 

der Forschung. FUr die technischen Hochschulen und die Spezialhochschulen 

wird es notwendig, ihre Profile im Zusammenhang mit der weiteren Diffe­

renzierung der Bildung und Forschung an den Einrichtungen der tertiären 

Bildung zu prUfen. 
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Je nachdem, wie die Ressourcen genutzt werden, müßten bestehende Un­

gleichheiten zwischen den Ländern künftig abgebaut werden. 

Damit die angesprochenen notwendigen Veränderungen im Profil und Netz der 
tertiären Bildung - einschließlich der Verteilung und Entwicklung der 

Potentiale - vorgenommen werden können, müssen die Zentralregi erung, die 

Länder und die Hochschulen eng zusammenarbeiten. 

5) Die Profilierung eines gesamtdeutschen Hochschulnetzes sollte nicht 
einseitig in dem Sinne betrieben werden , die in sich differenzierten 
Hochschulsysteme, die sich in beiden Teilen Deutschlands herausgebildet 
haben, anzugleichen , sondern es sollte eben diese Vielfalt für die wei­

tere Entwicklung des deutschen Hochschulnetzes gefördert werden. Das 
heißt, es bliebe zu prüfen, inwieweit sich auf dem Boden der DDR als 
Folge von Profilveränderungen bzw. -erweiterungen an einzelnen Hochschu­

len neben den bisherigen Ingenieurhochschulen Fachhochschulen herausbil­
den, Gesamthochschulen entstehen, Verwaltungsfachhochschulen etabliert 

werden oder eine Angleichung der erwähnten medizinischen Akademien der 

DDR an die medizinischen Hochschulen der BRD erfolgt. 
Offensichtlich ist, daß die mit dem "Ingenieur- und Ökonomenbeschluß' 

beabsichtigte weitere Differenzierung der Hochschulbildung in der DDR 
nicht Fuß faßte; die Universitäten und Hochschulen führen nur noch 4- bis 
4 l/2jährige Studiengänge durch, und es existieren , wie bereits erwähnt, 

nur noch drei Ingenieurhochschulen. Deshalb sollte darüber nachgedacht 
werden , wie unter Anknüpfung an bisherige Modelle einer differenzierten 
Hochschulbildung von Ingenieuren und Ökonomen in beiden deutschen Staaten 
weiterführende Lösungen erreicht werden können, die eine hohe Qualität 

der Ausbildung und Forschung garantieren. 

6) Im Zusammenhang mit der weiteren Profilierung der Wirtschaftsstruk­

turen auf dem Territorium der DDR sollten die Zentralregierung, die 
Länder und die Hochschulen darüber beraten , welche Konsequenzen daraus für 

die Entwicklung der Profile der Aus- und Weiterbildung sowie der For­

schung zu ziehen sind. 

2. Umfang und Struktur des Bestandes an Beschäftigten mit Hoch­

schulabschluß 

2.1. Von Mitte der 60er bis Ende der 80er Jahre ist eine insgesamt 
hohe, aber auch differenzierte und sich gegen Ende dieses Zeitraums 

verlangsamende Wachstumsdynamik des Bestandes an Beschäftigten mit Hoch­
schulabschluß in der Volkswirtschaft der DDR zu verzeichnen. Diese Ent­

wicklung ist das Ergebnis einer vor allem expansiv angelegten Bildungs­

strategie. Infolge der erheblichen Erweiterung der Hochschulbildung seit 
dem Ende der 60er Jahre hat sich der Bestand an Hochschulabsolventen (von 
1971 bis 1985) 
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- der technischen Wissenschaften fast versechsfacht, 

- der Agrarwissenschaften vervierfacht , 

- der Wirtschaftswissenschaften mehr als ve rdreifacht und 

- der Mathematik/Naturwissenschaften fast verdreifacht. 

Allein im Zeitraum von 1971 bis 1975 hat sich die Anzahl Beschäftigter 

mit einem Hochschulabschluß in den technischen Wissenschaften verdoppelt. 

In diesem Zeitraum wuchsen auch die Bestände von Absolventen der meisten 

Fachrichtungsgruppen in den technischen Wissenschaften, in Mathematik/Na­

turwissenschaften am stärksten . Zwischen 1975 und 1985 gab es fallende 

Quoten, nur in der Fachrichtungsgruppe Bauwesen verdoppelte sich in 

diesem Zeitraum der Absolventenbestand. 

Demzufolge erhöhte sich der Ant,ail berufstätiger Hochschulabsolventen 

(einschließlich Lehrer) an den Gesamtbeschäftigten al ler Bereiche von 

3,9 % im Jahre 1970 auf 7 ,8 % im Jahre 1987 und lag damit im Vergleich 

zur BRD wie auch im internationalen Vergleich recht hoch (BRD: 6,4 %), 

Berücksichtig t man bei einer solchen Gegenüberstellung fUr die DDR auch 

die Fachschulingenieure und fUr die BRD die Absolventen der Fachhochschu­

len, so ergeben sich 11 ,8 % fUr die DDR und 9,9 Z fUr die 3RD. 

2.2. Diese schnelle Veränderung der Qualifikationsstruktur vollzog sich 

nicht ohne Widersprüche. So wurden Hoch- und Fachschulabsolventen häufig 

nicht ihrer Qualifikation entsprechend eingesetzt bzw . verrichteten sie 

unverhältnismäßig viele Tätigkeiten, die unter ihrem Ausbildungsniveau 

lagen. Bis in die jüngste Zeit wurde d i es in Untersuchungen konstatiert. 

Differenziert nach Wirtschafts- und Tätigkeitsbereichen, entsprach und 

entspricht die Qualifikationss t .ruktur nicht immer dem derzeitigen Stand 

der Arbeitsteilung zwischen den Menschen bzw. zwischen Mensch und Ma­
schine . 

In den 80er Jahren hat sich di e Entwicklung des Bestandes an Hoch- und 

Fachschulabsolventen, wie schon erwähnt , ver l angsamt. Dies ist zurUckzu­

fUhren auf demographische Veränderungen, auf abnehmende Jahrgangsstärken 

von Jugendlichen im entsprechenden Alter. Die Zugangsbedingungen waren 

nicht verändert worden, ein bestimmter Anteil junger Menschen am alter s ­

typischen Jahrgang wurde nach ,,ie vot zum Studium zuge l assen. 

2.3. !etrachtet man die Alters,;truktur der in der Volkswirts chaft 

tätigen Hochschulabsolventen, so ist (bis auf ganz geringe Ausnahmen bei 

den Geistes- und den Rechtswissenschaften) festzustellen, 

- daß in den 90er Jahren das zu erwartende Absolventenaufkommen (bei 

Fortsetzung der Immat.rikulat.ionsgrößen der 80er Jahre) erheblich den 

Ersatzbedarf Ubersteigen wird; dies fUhrt zu einem weiteren Anwachsen 

der Bestände . 

- daß sich ab Mitte der 90er Jahre der Anteil der 40- bis 50jährigen 

Beschäftigten mit Hochschulabschluß in den Wissenschaftszweigen Mathe­

matik/Naturwissenschaften, t,echnische Wissenschaften, ökonomische Wis­

senschaften sowie Agrarwissenschaften stark erhöhen wird (gegenUber 
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1985 auf das Zwei-• bis Dreifache) . Dies hat mit Sicherheit differen­

zierte Weiterbildungsbedürfnisse zur Folge. 

Bei diesen Annahmen ist zu berUcksichtigen - ebenso wie bei äen Betrach­

tungen in den folgenden Abschnitten-, daß 1989 und im ersten Quartal 

1990 nmd eine halbiJ Million Bürger :in die BRD übergesiedelt sind . Diese 

Prozess e und eine bisher nicht kalkulierbare weitere Migration beeinflus­

sen die Berechnungsans!ltze flir das A:rbeitskr!lftepotential. 

3. Zugang zur Hochschulbildung 

3.1. ln der DDR er~erben gegenwärtig 15,8 % der Jugendlichen eines 

Altersjahrgangs die Hochschulre ife . IBi s zum Jahr 1995 wird die Stärke der 

Altersjahrgänge rUckläufig sein (von 233 500 1989 auf 174 000 1995), 

bevor eine Aufwärtsentwicklung einsetzt (225 000 im Jahre 2000). Die hohe 
Obersiedlerzahl in der jUngsten Vergangenheit dUrfte sich so auswirken, 

daß diese Zahlen nach unten korrigiei:t werden mUssen. 

Gegenwärtig nehmen 12,6 % der Jugendlichen eines Al tersjahrganges ein 

Hochschuldirektstudium auf. In der BRD beträgt der Abiturientenanteil am 

Altersjahrgang fast 32 %, 20 % beginnen ein Direktstudium an Universitä­

ten und Hochschulen. Diese Unterschiiade resultieren aus dem in der BRD 

relativ freien Zugang zur Sekundarstufe II (Abiturstufe), einem anderen 

Verständnis vcm Abitur (Nachweis der Reife des jungen Menschen; gUnstige 

bzw. erforderliche Voraussetzung auch fUr nichakademische Berufe und 

Tätigkeiteu) und aus dem relativ freien Zugang zum Hochschulstudium. 

Kriterien fUr die Leistung und die Ausbildungskapazitäten setzen dem 

freien Zugang Grenzen. 

Als Ausdruck demokra tischer Rechte und im Interesse einer guten Bildung 

des ganzen Volkes wird empfohlen, in unseren Landesteilen ebenfalls 

- den an Leistung orientierLen Zugang zum Abitur und zum Hochschulstudi um 

einzufUhren, 

- nichtakademtsche berufl iche Entwicklungsm5glichlceiten fUr Abiturienten 

vorzusehen, dem Abitur damit die ausschließliche Rolle, auf das Hoch­

schulstudium vorzuberei ten, zu nehmen, 

- dementsprechend den Inhal t und die Methoden der Abiturbi ldung am huma­

nistischen Weltbild zu orientieren und zu eigenverantwortlicher Lebens­

gestaltung zu befähigen. 

Angesichts der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ist damit zu 

rechnen, daß innerhalb der n~chs ten 5 Jahre der Abiturientenanteil in der 

jetzigen DDR auf ca. 22 %, der Anteil von Hochschuldirektstudenten auf 

ca. 15 % oder mehr wachsen wird. 

Vergleicht man die Proportionen der Neuzulassungen nach Wissenschafts­

richtungen, so zeigen sich zwischen der DDR und der BRD wesentliche 

Unterschiede . Während der Anteil der Neuzulassungen fUr ein Ingenieurstu-
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dium in der DDR fast 3 mal so groß und der Anteil fUr die Lehrerausbil­
dung doppelt so hoch ist wie in der BRD, liegen die Anteile bei Mathema­

tik/Naturwissenschaf ten sowie bei den Sozial-, Rechts- und Sprachwissen­
schaften gegenUber der BRD sehr niedrig (vgl. Anlage 7: Neuzulassungen 

zum Studium an Universitäten und wissenschaftlichen Hochschulen DDR/BRD 
nach Wissenschaftszweigen). 

Empfehlungen 

1) Der freie Zugang zum Studium sollte an den jetzigen DDR-Hochschulen 
zunächst erst fUr ausgewählte Studienrichtungen ermöglicht werden. Zu 

beachten wären die vorhandenen Ausbildungskapazitä t en , die s ich erst 

entwickelnde Studienberatung und die differenzierte Nachfrage aus der 
Wirtschaft. FUr die meis ten Studienrichtungen sollten wie an den west­

deutschen Universitäten auslesende Aufnahmegespräche und fUr besonders 

gefragte bzw. sehr spezielle Anforderungen stellende Studien sollten 
AufnahmeprUfungen durchgefUhrt werden. Nichtakademische berufliche Qua­
lifikationen sollten die Zulassungschancen erhöhen. Die Vergabe von 'War­

tezeiten-Zusatzpunkten ' zu Ubernehmen ist nicht zu empfehlen, könnte sich 
doch damit das Alter der Hochschulabsolventen weiter erhöhen. (Allerdings 
wird sich dieses Verfahren nicht Uberall ve rmeiden lassen.) soziale 
Kriterien jedoch (soziale Herkunft , territoriale Herkunft, Geschlecht) 

sollten beachtet werden. Die Zentralstelle fUr Studienbewerbungen könnte 
folgende Aufgaben erfUllen: den Bewerberausgleich organisieren, die Zu­

lassungen auswerten und die StudienwUnsche erf~ssen. 

2) Zu einem frUheren Zeitpunkt als bisher sollte es begabten jungen 
Menschen möglich werden, das Abitur auf speziellen Bildungswegen abzule­
gen (mit der Realisierung wird teilweise begonnen). Damit könnten den 

Jugendlichen vielfältigere und gUnstigere Entwicklung schancen e ingeräumt 

werden. Eine Angleichung von erweiterter Oberschule und Gymnasium ist 
denkbar . Auch kUnftig sollten die Wege der Hochschulvorbereitung, die 

sich in der DDR bewährten, so die Berufsausbildung mit Abitur und die 
Vorkurse, erhalten bleiben. FUr die Berufsausbildung mit Abitur mUßten 

solche Finanzierung~formen gefunden werden, die ein betr iebliches Inter­

esse an dieser Ausbildung fördern. Delegierungen zum Studium aus den Be­

trieben sollten jedoch entfallen bzw. ohne Einfluß bei der Zulassung 

sein . 

3) Ober spezielle Anforderungen, die an die Bewerber zum Studium zu 

stellen sind, d. h., die Uber die allgemeine oder fachgebundene Hoch­
schulreife hinausgehen, sollten die Hochschulen selbst befinden, 
möglichst in Abstimmung mit den entsprechenden Berufsverbänden. So wUrden 

sie auch Uber die Notwendigkeit einer nichtakademischen beruflichen Tä­
tigkeit bzw. Qualifikation (Facharbeiterabschluß, Vorpraktikum) ent­
scheiden. Es wird empfohlen, daß die Hochschulen im Rahmen ihrer Koopera­
tion mit der Industrie Studienbewerbern die Möglichkeiten schaffen, die 
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fUr das Studium notwendige Qualifikation in Betrieben zu e rwerben, wenn 
es den Jugendlichen selbst nicht gelingt, dies zu realisieren. Es sollte 

beachtet werden, daß sich berufliche Tätigkeit/Ausbildung vor dem Studium 
als sehr erhaltenswert erwiesen hat. 

4) Auch auf dem Gebiet der DDR sollte die Studienbewerbung kUnftig erst 
mit dem Abiturzeugnis erfolgen und von Vorzulassungen sollte abgesehen 

werden. Ein läng~er Wehrdienst fUr Studierende wäre nicht anzustreben, 
12 Monate Dienst vor dem Studium sollten nicht Uberschritten werden. 
(Beschäftigungspolitische und soziale Aspekte sprechen gegen einen Wehr­
dienst nach dem Studium.) 

5) Alle kUnftigen Länder der DDR sollten gegenseitig sowohl die Hoch­
schulreife als auch die HochschulabschlUsse anerkennen. De shalb dUrfen 
diesbezUgliche Festlegungen in den Landesgesetzen Aussagen, die in den 
zentralen Rahmengesetzen getroffen wurden, nicht einschränken. 

6) Zu wahren und zu verbesRern sind die Möglichkeiten fUr Werktätige 
ohne Hochschulreife, ein ~tudium aufzunehmen. Deshalb sollten die Abitur­
lehrgänge an Volkshochschulen und die Vorkurse erhalten und auf alle 

Studienrichtungen erweitert werden. Empfohlen wird ferner, die in der BRD 
bestehenden ZulassungsprUfungen fUr Werktätige ohne Hochschulreife einzu­

fUhren (3. Bildungsweg). Vor allem sind ZulassungsprUfungen, in denen das 
vorhandene berufliche Wissen und Erfahrungen zugrunde gelegt werden, als 
nachahmenswert anzusehen. Es sollten demnächst auch in unserem Landesteil 

Möglichkeiten des Hochschulzugangs/-st:udiums fUr BUrger in der zweiten 
Lebenshälfte geschaffen werden. DafUr bestehen in der BRD zahlreiche 
nachahmenswerte Vorbilder , die durch ~•issenschaftliche Untersuchungen 

begleitet werden. 

3.3. Der Anteil Jugendlicher aus bildcingsfernen Schichten an den Stu­

dierenden ist ein aussagekräftiger Indikator fUr den im Bildungswesen 
erreichten Stand der Chancengleichheit: . Offizielle Erklärungen gaben in 

der DDR in der Vergangenheit in der Regel an, daß mehr als 50 % der 

Neuzulassungen (Direktstudium) im Hochschulwesen der sozialen Herkunft 

nach Kinder von Arbeitern und Bauern wären. Diese Größenordnung entsprach 

jedoch nicht der Realität, sie war die· Folge unterschiedlicher Zuord­

nungen bei der Bestimmung der sozialen Herkunft. In bildungssoziologi­

schen Analysen wurde ermittelt, daß 34 % der Väter von Direktstudenten 
des Immatrikulationsjahrganges 1984 Arbeiter bzw. Bauern waren (5 % Mei­

ster, 28 % Facharbeiter, l % ungelernt), bei großen Unterschieden zwi­
schen den Wissenschaftszweigen. 
Der Anteil von Arbeiterkindern an den Studierenden ist in der DDR dennoch 

deutlich höher als in der BRD; hier betrug er 1988 17 %. (Das soziale 
Bild der Studentenschaft, Bonn, 1989, s. 106). Dies ist die Folge einer 

ausdrUcklichen Orientierung auf allen Stufen des Bildungswesens in der 
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DDR und der entsprechenden Ifillteriellen Ab<1icherung (z.B. durch die 

Vergabe von Stipendien und deihilfen ab Klasse 11). 

Es ist anzunehmen, daß im Ergebnis sozialstruktureller- Ve rschiebungen 

(wachsender Anteil Hochqualifiz ierter an der Bevölkerung; familiäre Ein-• 

flUsse auf die Bildungsinteressen der Kinder und Jugendlichen) und wirt­

schaftlicher Unsicherheiten der Anteil von Arbeiterk:1.ndern unter den 

Studenten der DDR sinken wird . Da jedoch Chancengleichheit das Ziel jeder 

demokrat i schen Bildungspolitik ist, kann auf Aktivitäten, sie zu gewähr­

lei sten, nicht verzichtet werden. Diese mußten sich darauf richten, daß 

alle Talente gefördert werden , entsprechende Aufgaben fUr die Schule 

f ormuliert werden und die materielle UnterstUtzung gesichert ist (S t ipen­

dien, Beihilfen , Internate). 

4. Studienplanung und Studie~,organi.sation 

4 . 1. Die Hochschulen und Universitäten in der DDR sehen seit dem Herbst 

1989 eine wichtige Aufgabe d!irin, die Bildungsangebote in Ziel, Inha lt 

und Struktur neu zu durchdenken. Sehr rasch wirksam wurden Veränderungen 

hinsichtlich ihres wi ssenschaftlichen Autonomieanspruchs, das heißt , man 

trennte sich von zentral festgelegten Studienplänen und Rahmenprog rammen 

und verlagert.'l die Entscheidung Uber Inhalte und Wege der Aus bildung an 

den Ort größter Sachkompetenz, und zwar in die Fakultäten und Fachrich­

tungen der einze l nen Univers ität bzw~ Hochschu e. Diese stehen nun vor 

der Notwendigke it , 

- relativ kurzfr istig vor al lem systembedingte Studieninhalte (besonder s 

- aber nicht hur - auf geisteswissenschaftl i chem Gebie t ) auszuwechseln 

und zu erneuern, 

- ebenfalls kurzfris tig Umqualifizierungen anzubieten sowie 

- langfristig eigene wissenschaftliche Ausbil dungsprofile zu entwickeln 

und dafUr die Studienberatung zu insLltutionalis i eren. 

Empfehlungen 

1) Es ist verständlich, daß sich die Angehörigen der Hochschulen in der 

DDR in Fragen , die die Qua l ität des Bildungsangebotes und des Bil.dungser­

werbes betreffen , an dem weitaus effizienteren Ausbildungssystem der 

Bundesrepublik orientieren. Vom bildungswis senschaf t lichen Standpunkt aus 

ist aber zu empfehlen, wesentliche Strukturen, Festlegungen u. a. nicht 

völlig unkriti sch zu Ubernehmen. DafUr sprechen mindestens drei Grunde : 
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- Erstens werden DDR-Universitäten und Hochschulen (auch wegen der Abhän­

gigkeit von ihrer demographischen Lage) im Wettbewerb der deutschen 

(und europäischen) Hochschulen um die Gunst der Studienbewerber bei 

einer einfachen Obernahme bundesrepublikanischer Ausbildungsprofile und 

Studienordnungen mindestens aufgrund des weitaus schlechteren mate­

riell - technischen Startkapitals noch längere Zeit unterlegen sein. 

- Zweitens sollte nicht Ubersehen werden, daß die an BRD-Hochschulen und 

Universitäten geltenden Studien- und PrUfungsordnungen von dort Tätigen 

nicht uneingeschränkt in allem als sehr effektiv beurteilt werden 

(StoffUberlast, geringer Gesellschaftsbezug , wenige Kontakte zwischen 

Lehrenden und Studierenden , zu lange Studienverweildauer u. a. m.). 

- Drittens gebietet es wissenschaftliche Redlichkeit , danach zu fragen, 

was in 40jähriger DDR-Hochschulentwicklung an Beachtenswertem in der 

deutschen akademischen Landschaft geschaffen wurde . 

2) Aus unserer Sicht sollten in ein gemeinsames Hochschulwesen Gestal­

tungsgrundsätze eingebracht werden zur 

Praxisorientierung der Ausbildung, 

Integrat i on von Lehre , Studium und Forschung, 

Verbindung von fachwissenschaftlicher , geistes- und sozialwissenschaft­

licher Ausbildung, 

Individualisierung des Studiums durch enge Hochschullehrer-Studenten­

Beziehungen, 

Durchsetzung von Regelstudienzeiten. 

Hingewiesen sei darauf, daß in der BRD der Berufs- und Praxisbezug an 

Fachhochschulen besser gelöst ist als an universitären Bildungseinrich­

tungen, daß aber die Situation an bundesrepublikanischen Hochschulen 

hinsichtlich der genannten Gestaltungsaspekte insgesamt als nicht sehr 

befriedigend eingeschätzt wird. Auch in der DDR ist die Lage differen­

ziert zu bewerten . Ein spezifischer Beitrag des Hochschulwesens der DDR 

sollte darin bestehen, daß die o . g. Prämissen in den Hochschulgesetzen 

der Länder auf dem Territorium der DDR festgehalten werden und insofern 

experimentellen Charakter fUr das gesamte Hochschulwesen Deutschlands 

haben könnten. 

Bildungsangebote an den Hochschulen der DDR mUssen kUnftig zunehmend 

danach beurteilt werden , 

- wie sich der Studierende die Grundlagen (SchlUsselqualifikationen) fUr 

fachliches und soziales Handeln, fUr seine Handlungsfähigkeit und 

Selbstbildung (berufliche Grundbefähigung) aneigne t und 

- wie er seine Chance fU r einen e rfolgreichen beruflichen Einstieg im 

Verhältnis zu seinen Voraussetzungen erhöhen kann . 
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Das erfordert einerseits, flexible Studiengänge einzurichten , die durch 

fachgebietsgebundene und fachgebietsUbergreifende, problemorientierte 

Lehr- und Studienangebote auch eigenständige, produktive Leistungen des 

Studenten herausfordern, und das erfordert andererseits, sehr differen­

zierte Ausbildungsprofile und Studiengänge anzubieten, damit sich Indivi­

dualität entwickeln kann. Benötigt werden Ausbildungsprofile ncit starker 

Orientierung auf berufliche Tätigkeitsfelder und Ausbildungsprofile mit 

atlrkerer Orientierung auf universitäre Bildung; benötigt werden ge­

schlossene und nach oben offene Curricula; benötigt werden Profile fUr 

den unterschiedlichen Zugang und fUr unterschiedliche Abschlusse; Pro­

file, die ihre Spezifik durch die Art der Integration von Lehre und 

Forschung bzw. von Theorie und Praxis erhalten u . a. m. FUr den einzelnen 

Studenten eröffnen sich so alternative Wege fUr die Entwicklung seines 

Bildungs- und Qualifikationsprofils, fUr die Entwicklung individueller 

Leistungsprofile im eigentlichen Sinne. 

4.2. Ein solches Herangehen an die Neuprofilierung von Studiengängen 

an DDR-Hochschulen stößt fUr eine absehbare Zeit auf eine Rei~e nur 

teilweise oder noch gar nicht gelöster Probleme: 

- Einerseits sollen mit den neuen Studiengängen die Mobilität der Studen­

ten durch Hochschulwechsel (im deutschen und europäischen Rahmen) ge­

fördert und die Äquivalenzen von Zertifikaten gesichert werden; ande­

rerseits wUrden gegenwärtig gebräuchliche Äquivalenzkriterien, wie 

gleiche Regelstudienzeiten, gleiches Fächerangebot und einheitlicher 

Studiengang, gerade die Spezifik der Ausbildungsprofile in Frage stel­

len. 

l!'apfeblung 

1) Es sollte geprUft werden, ob Uber einheitliche (i . S. von fachlich 

gleichwertig) Vorgaben fUr den Abschluß des Grundstudiums (Zertifikat: 

z.B. Vordiplom), des Hauptstudiums (Zertifikat: z.B. HauptprUfung), 

der Diplomphase und fUr die Berufsbezeichnung sowie durch ein Grundra­

ster fUr den Studienjahresablauf (Beginn und Ende der Semester usw. ) 

Kompatibilitlt in ~ergleichbaren Fachrichtungen zu erreichen ist. DafUr 

sollten die wissenschaftlichen Beiräte die erforderlichen Entscheidun­

gen vorbereiten. 

- Hit den neuen Studiengängen sollen Selbständigkeit und Individualität 

der Studenten gefördert werden, so sollten z.B. Praktika und Formen 

selbstlndiger wissenschaftlicher Arbeit in die Verantwortung der Stu­

denten gegeben werden; andererseits wird das damit enorm zunehmende 
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persönliche Risiko zur Oberschreitung von Regelstudienzeiten fUhren. 

zweifellos liegt Aie Einhaltung von Regelstudienzeiten im individuellen 

und gesellschaftlichen Interesse, sie kann aber nicht allein durch 

Reglementierung erzwungen werden, sondern muß aus der 'inneren Logik' 

des individuellen Studiengangs folgen und wird ganz wesentlich durch 

die Ausbildungsverhältnisse an den einzelnen Hochschulen, ob siez. B. 

stark oder weniger stark frequentiert sind, mitbestiD111t, 

Empfehlung 

2) Zu prUfen ist, ob individuelle Studienwege nicht doch innerhalb 

der Regelstudienzeiten zu bewältigen sind, wenn die Hochschulen Ange­

bote aus fachrichtungstypischen Praxis- und Forschungsbereichen unter­

breiten, wenn Lehr- und Lernforschungsprojekte bearbeitet werden, die 

auch in der Diplomarbeit weitergefUhrt werden können, wenn die Hoch­

schullehrer-Studenten-Kommunikation gut entwickelt ist, wenn FreirKume 

in der Semesterwochenstundenbelegung existieren (Konzentration der 

Lehre und Senken der obligatorischen Lehrstunden), wenn kompetente, 

fachrichtungsbezogene Studienberatungen eingerichtet werden und wenn 

die materiell-technische Ausstattung verbessert wird. 

- Die Bedeutung disziplinUbergreifender Lehr- und Studienangebote fUr die 

Ausbildung beruflicher Interdisziplinarität, Disponibilität, Kommunika­

tions- und Kooperationsfähigkeit, Kreativität und gesellschaftlicher 

Verantwortlichkeit nimmt zu, jedoch ist die Berufungspolitik stark 

disziplinorientiert . 

Empfehlung 

3) Die Verantwortlichen sollten Uber Veränderungen in der Beru­

fungspolitik nachdenken, und die Bildungsaufgaben der Hochschulen soll­

ten in der öffentlichen Meinung eine Aufwertung erfahren. Die in der 

DDR erprobten Kur se zur pädagogisch- didaktischen Qualifizierung der 

Lehrkräfte sollten fortgesetzt werden . 

- Einerseits werden die sozial- und geisteswissenschaftlichen Kenntnisse 

der Studenten (Studium generale) als bedeutend fUr den Erwerb der 

beruflichen Grundbefähigung erkannt; andererseits wirken hier die 

Schatten der Vergangenheit besonders nach. 

Empfehlung 

4) Noch stärker sollten im Studium generale fachrichtungstypische 

Lehrangebote und Studienprojekte, weitgehend flexibel in den Inhalten, 

Formen und Zeiten, unterbreitet werden. 

19 



- Das PrUfungssystem wird zu einem wichtigen Regulativ im selbst gewähl­

ten Studiengang fUr Studierende und Lehrende gleichermaßen, aber her ­

kömmliche PrUfungen, die sich auf das Abfragen von vermitteltem Wissen 

orientieren, können dies nicht leisten. 

Empfehlung 

5) Es sollten studienbegleitende Eignungs- und Leis t ungsnachweise 

eingefUhrt werden, die auch Denkstile und Arbei tswei sen, Kompetenz, 

Produktivität und Kreativität erkennbar werden lassen , um so als wirk­

liches Regulativ fUr die WeiterfUhrung oder Beendigung des selbstge­

wählten Studiengangs fungieren zu können. 

Die Chancen der DDR-Hochschulen, durch differenzierte Ausbildungsprofile 

und flexible Studiengänge zu einer Bereicherung des deutschen Bildungsan­

gebotes beizutragen, sind so schlecht nicht. Es bedarf aber eines stei­

genden öffentlichen Interesses an systematischer Evaluation der Studien­

angebote und Lehrleistungen. Studienreformprojekte , die von den Hoch­

schulleitungen unterstUtzt werden, sollten zum Alltag des Lebens an der 

Hochschule werden. 

4.3. Auf dem Gebiet der Studie,nberatung gibt es gegenUber der BRD 

erheblichen Nachholebedarf . An den Hochschulen der DDR wurde diese Bera­

tung bisher eng mit der Zulas,;ungsarbeit und der Absolventenberatung 

verbunden. Nur an wenigen Hochschulen existieren spezielle Stellen fUr 

die Studienberatung . Zu den positiven Ergebnissen studienberatender Ar­

beit gehört die Betreuung der Abitureinrichtunge,n durch dafUr benannte 

Hochschullehrer und die Zusammenarbeit mit den Betrieben. 

Mit der Neuregelung des Zugangs zum Hochschulstudium, dem zu erwartenden 

Wachstum der Zulassungszahlen., der Umgestaltung der Studienorganisation 

und sich verändernden soziale·n Bedingungen des Studierens stehen die 

Hochschulen vor der Notwendigkeit, Studienberatung wesentlich weiterzu­

entwickeln . Dazu können aus den entsprechenden Regelungen im Hochschul­

rahmengesetz und aus den Ländergesetzen der BRD wichtige Hinweise entnom­

men werden. Es mUssen solche Konzepte der Information, der Orientierung 

und Beratung entwickelt und ,arprobt werden, die einerseits den gegebenen 

Strukturen und sozialen Erfahrungen der DDR-Jugendlichen entsprechen und 

andererseits die sich wande lnden Bedingungen berUcksichtigen. 
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5. Zur sozialen Lage der Studierenden 

5.1. Etwa drei Viertel aller Direktstudenten in der DDR sind in Studen­

tenwohnheimen untergebracht. Dieser Anteil hat sich seit Ende der 70er 

Jahre kaum verändert .(1977: 72 %, 1979: 74 %, 1983: 75 %, 1988: 72 %, 1989: 

72 %)• und trifft fUr Fach- und Hochschulstudenten gleichermaßen zu. 

Die einzelnen Hochschulen und Universitäten sind jedoch sehr unterschied­

lich mit Wohnheimplätzen versorgt. So liegen z . B. folgende Einrichtungen 

weit unter dem Durchschnitt von 72 %: 

- Hochschule fUr bildende KUnste Dresden : rd. 6 %, 

- Kunsthochschule Berlin: rd. 25 %, 

- Hochschule fUr Musik, Dresden: rd. 37 %, 

- Technische Hochschule Leipzig: rd. 44 %, 

- Handelshochschule Leipzig: rd. 44 %, 

- Hochschule fUr Musik, Berlin: rd. 44 %, 

- Humboldt-Universität zu Berlin: rd. 49 % (Statistisches 

Jahrbuch des Hochschulwesens der DDR 1989, S. 2 f., Tabelle 0). Dieser 

Statistik zufolge ist die Wohnheimsituation in den Großstädten besonders 

kritisch. 

Neben niedrigen Mieten sind vor allem bislang fehlende Alternativen der 

Grund, daß diese Wohnform dominiert. Wenn es jedoch nach den WUnschen der 

Studenten ginge, wUrde die Mehrheit eine eigene Wohnung bereits während 

des Studiums haben wollen. Die Überbialegung und fehlende individuelle 

Arbeitsmöglichkeiten sind die wesentlichen Kritikpunkte am Wohnen im 

Internat. Von den Studenten, die im Wohnheim untergebracht sind (2. 

Studienjahr) wohnten 1989 durchschnittlich 1 % in einem 6-Bett-Zimmer, 

4 % in einem 5-Bett-Zimmer, 34 % in <!inem 4-Bett-Zimmer, 26 % in einem 3-

Bett-Zimmer, 32 % in einem 2-Bett-Zimmer und 2 % in einem Einzelzimmer. 

Jeder zweite Student wUrde lt. Befragung das Heim als Wohnform akzeptie­

ren, wenn ihm ein Einzel- oder Z-Bett-Zimmer zur VerfUgung stände. Stu­

denten, die in einer eigenen Wohnung, bei den Eltern, zur Untermiete oder 

in Kommunen wohnen, sind mit ihren individuellen Arbeitsbedingungen deut­

lich zufriedener als die Internatsbewohner. Aus der Überlegung resultie­

render Platzmangel, differierende Interessen und Gewohnheiten der Zimmer­

bewohner, wenig Freiraum zur individuellen Gestaltung des Arbeitsplatzes 

+ Vgl. Studien des Zentralinstituts f"Ur Jugendforschung, Leipzig: STU 

69, SIS, STU 79, SIL B, STU 89 und Statistisches Jahrbuch des Hoch­

schulwesens der DDR 1989 / Ministerium fUr Bildung. - Berlin, 1989. 

S. 82, Tabelle 3.1.2. 
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und zur Organisation des Studierens, strenge Vorschriften der Hausordnung 

und mangelhafte materielle Ause,tattung sind die Grunde fUr die Unzufrie­

denheit mit den Arbeitsmöglichkeiten im Wohnheim. 

DDR-Studenten haben im Vergleich zu BRD-Studenten ungleich schlechtere 

Wohnbedingungen (s . Tabelle 1) . 

Tabelle 1: Vergleich der Wohnform von Studenten in der DDR und der 

BRD 

BRD• DDR•• 

(nur Universitäten) (Hochschulen u . Univ. ) 

% 1979 1982 1988 1979 1983 1989 

Eigene Wohnung 31 39 36 8 8 9 

Bei Eltern/Verwandten 22 22 27 12 12 13 

Wohnheim 13 11 12 74 75 72 

Zur Untermiete 15 10 7 4 3 3 

Wohngemeinschaft 18 18 18 l 2 

Anderswo keine Angaben 2 l l 

+ Schnitzer, K. ; Isserstedt, W. ; Leszcensky, M.: Die soziale Lsge 

der Studenten in der BRD illl Jshre 1988 / HIS. - Hannover, 1989. -

S. 27. - (HIS-Kurzinforl1Jßtion) 

++ Daten sus den Studien des Zentrslinstituts EUr Jugendforschung, 

Leipzig, STUDENT 79, SIL Bund STUDENT 89 

Empfehlungen 

1) Die Wohnheime in der DDR sind an die Grenzen ihrer Aufnahmekapazität 

gelangt. Um angemessene Studienbedingungen im Wohnheim zu garantieren, 

mußten bereits jetzt die Belegungszahlen reduziert werden. Das jedoch ist 

ohne Neubau und die Einrichtung des Wohnrechts fUr Studenten in den 

KoDl!lunen nicht möglich. 

Es ist nicht zu erwarten, daß kurz- und mittelfristig Veränderungen 

eintreten . DafUr sprechen der internationale Trend der Versorgung mit 

Wohnheimplätzen , mangelnder Wohnraum in den KoDl!lunen, der fUr studenti­

sche Zwecke zur VerfUgung gestellt werden könnte und die absehbare Zunah­

me der Studentenzahlen auch infolge des Wegfalls des Numerus clausus in 

zahlreichen Fächern. 
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2) Am Hochschulort beheimatete Studenten sind angesichts dieser Tenden­

zen nach wie vor im Vorteil. Als ttbergangslösung wäre denkbar, schwerver­

mietbaren und ausbaufähigen Wohnraum, der vor allem in den Ballungsgebie­

ten zahlreich vorhanden ist, an Studenten zu vergeben. Allerdings mUßten 

dann finanzielle und zeitliche Investitionen der Studenten einkalkuliert 

werden, das kann zu einer Verlängerung des Studiums fuhren. 

3) Die Wohnheime sollten in Zukunft nicht unterbewertet werden, nicht 

radikal sollte die Versorgung mit Internatsplätzen etwa auf das Niveau in 

der BRD (Tabelle l) reduziert werden. Die Bedingungen in den Wohnheimen 

mUssen verbessert werden, aber es sollte das Ziel, den Bedarf annähernd 

zu decken, nicht aus den Augen verloren werden . (Der Bedarf wird zwischen 

12 % und 72 % liegen.) 

Andererseits sollten die Kommunen viel stärker als bisher an der Bereit­

stellung von Wohnraum fUr Studenten interessiert werden. Dies wird um so 

besser gelingen, je mehr die Studenten und die Hochschulen als kulturel­

ler und ökonomischer Faktor fUr die Region erkannt werden. 

4) Häufiger als in der Vergangenheit werden Studenten zu Untermiete 

wohnen. Da dies dem Vermieter einen gewissen Kostenausgleich ermöglicht 

(bei steigenden Mieten), ist kUnftig sicher mit mehr Angeboten auch fUr 

Studenten zu rechnen. 

5 . 2. Charakteristisch fur die materielle Situation der Studenten in der 

DDR war bisher: 

- Alle Studenten erhielten ein nichtrUckzahlbares Stipendium (Grundsti­

pendium mindestens 200,- M, erhöhtes Grundstipendium 280/300,-/400,- M, 

das durch Leistungsstipendien und gesonderte Zuwendungen ergänzt werden 

konnte, oder Sonderstipendien bzw. gesonderte Stipendien). 

- Medizinische Leistungen waren gebUhrenfrei, der Versicherungsschutz war 

kostenlos. 

- Es gab viele Preisermäßigungen, z.B. beim Mensaessen, bei Verkehrsta­

rifen und fUr den Besuch kultureller Einrichtungen. 

- Ober 70 % wohnten in Internaten (in der Regel in Mehrbettzinmern) 

fUr eine Miete von 10,- Mark . 

Damit wurde zwar die materielle Grundversorgung gewährleistet, jedoch 

keinerlei Komfort geboten. Äußerst problematisch - und seit Jahren unver­

ändert - ist das spartanische Lebensmilieu in den Wohnheimen und Mensen, 

wodurch die persönliche Sphäre und der Lebensstil der Studenten sehr 

eingeschränkt werden. 
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Das Prinzip fUr das Stipendiensystem in der DDR ist, die finanzielle 

Unabhängigkeit von Dritten zu ermöglichen (was elterliche Zuschüsse und 

Nebenverdienste u . ä . nicht aus schließt) . In der beruflichen Tätigkeit 

muß zuvor erhaltenes Stipendium nicht zurückgezahlt werden. 

In der BRD ist die Ausbildungsförderung familienabhängig . Sie wird nur 

dann gewährt, wenn der Studierende bzw . seine Eltern oder der Ehepartner 

nicht in der Lage sind , die Kosten zu tragen. 69 % aller Studierenden 

erhielten 1988 BarzuschUsse von ihren Eltern, 62 % aller Studierenden 

trugen zur Selbstfinanzierung ihres Studiums durch Erwerbstätigkeit bei 

(Angaben von HIS) . Im Jahr e 1988 wurden 22 , 6 % der Studenten nach dem 

BAföG gefördert+, außerdem bestehen weitere Förderungsmöglichkeiten 

seitens verschiedener Träger . BAföG-Leistungen wurden seit dem Winterse­

mester 1983/84 nur als Darlehen gewährt . Bis zum Sommersemester 1988 war 

der Schuldenberg der Studierenden , die ihr Studium mit BAföG-Mitteln 

finanziert hatten, auf fast 15 Milliarden DM angewachsen . 

Ab 1 . 7.1990 treten neue BAföG-Regelungen in Kraft . Die we sentlichen neuen 

Festlegungen sind: die RUckzahlpflicht wird reduziert, d. h., es werden 

50 % der Summe als Darlehen vergeben , die Grenze fUr das Einkommen der 

Eltern wird nach oben verschoben ; damit erhöht sich die Zahl der Studen­

ten , die berechtigt sind , diese Förderung in Anspruch zu nehmen , um etwa 

30 %. 

Die Systeme zur Finanzierung der Studien in der DDR und in der BRD 

unterscheiden sich erheblich voneinander. Das ist erklärbar aus den sehr 

unterschiedl i chen Zusammenhängen zum gesamten gesellschaftlichen Leben 

(z . B. Lebenshaltungskosten , Bezahlung von Hochschulabsolventen , Dauer 

des Studiums, Lebensniveau). 

Empfehlung 

Bei der Vereinigung der Hochschulsysteme könnten in der DDR folgende 

Regelungen eingeführt werden: 

Variante 1: Gewährung eines nichtrUckzahlbaren Stipendiums fUr die Dauer 

der Regelstudienzeit (die Höhe de s Stipendiums sollte abhän­

gig von der Pre isentwicklung best i mmt werden) . 

Zusätzlich könnte die freiwillige Aufnahme e ines zinslosen, 

rUckzahlpflichtigen Ergänzungsstipendiums vorgesehen werden. 

Variante 2: Gewährung eines nichtrUckzahlbaren Stipendiums im 1 . Studien­

jahr, ab 3. Semester Obergang zu Leistungsstipendien (nicht­

rUckzahlbar) bzw . zur Kreditierung . 

+ 2 r bis 200 DM, 4 I 201 bis 400 DM, 6 I 401 bis 600 DM, 9 I 601 

bis 800 DM, 10 I Uber 800 DM (H0chstsstz 845 DM). 
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Bis zur Vereinigung sollte in der DDR im Prinzip an der bisherigen Sti­

pendienregelung festgehalten werden , aber ein erhöhtes Grundstipendium 

muß (wegen der Preisentwicklung) gezahlt werden. 

6. Absolventen und die Gewinnung von Arbeitsplätzen 

6.1. Die Absolventen des Direktstudiums, einschließlich des Absol­

ventenjahrganges 1990, wurden bisher auf der Grundlage der Absolventen­

verordnung von 1971 (GBl. der DDR, Teil II 1971-02-03/37) in den Betrie­

ben und Institutionen eingesetzt. Mit dieser Ordnung wurde garantiert, 

- daß jeder Absolvent einen Arbeitsplatz erhielt, der weitgehend seiner 

Qualifikation entsprach, 

- daß der Obergang in das Berufsleben langfristig vorbereitet wurde. Zu 

Beginn des letzten Studienjahres besaßen ca. 95 % der kUnftigen Absol­

venten einen mit ihrem kUnftigen Betrieb abgeschlossenen Arbeitsver­

trag . 

An den Hochschulen der DDR ist im Laufe der Jahre viel Arbeit investiert 

worden, um die gesetzlichen Bestimmungen durchsetzen zu können, denn es 

existierten stets viele Widerspruche. So gab es eine starke, Uberhöhte 

Nachfrage der Betriebe nach Absolventen technischer und ökonomischer 

Fachrichtungen , während relativ wenige Einsatzangebote fUr gesellschafts­

wissenschaftliche Richtungen vorlagen . Die staatlichen Kennziffern mußten 

erfUllt werden, aber auch die Interessen und sozialen Belange der Absol­

venten waren zu beachten. 

Eine Reihe von Studenten suchten sich selbst Stellen (1988 ca. 30 %), 

dies wurde in der Regel nachträglich sanktioniert. 

6.2. Bereits fUr den Absolventenjahrgang 1990 traten erhebliche Schwie­

rigkeiten beim Obergang in das Berufsleben auf: Betriebe kUndigten abge­

schlossene Arbeitsverträge, zunehmend wurden seit längerem Beschäftigte 

arbeitslos . Die verfugte Aufhebung der Absolventenvermittlung fUr alle 

weiteren Jahrgänge folgt den Festlegungen, die in der BRD gelten, die 

Arbeitssuche ausschließlich dem einzelnen zu Uberlassen. UnberUcksichtigt 

blieb, daß in Industrieländern Westeuropas, auch in den USA, andere 

Regelungen praktiziert werden, z.B . gibt es Angebotszentralen an den 

Hochschulen, oder es ist ein starkes Engagement der Berufsverbände gege­

ben. 
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Empfehlungen 

1) KUnftig sollte im Hochschulwesen der DDR wie auch Gesamtdeutschlands 

von dem Grundsatz ausgegangen werden, daß die Wahl der Arbeitsstelle 

Angelegenheit der Absolventen ist, die Hochschulen aber zur UnterstUtzung 

bei der Arbeitsplatzsuche verpflichtet sind. Dazu sollten Angebotszentra­

len an den Hochschulen (Sektionen/Fachbereichen) eingerichtet werden, die 

Kontakte zu Betrieben, zu Forschungseinrichtungen und Institutionen her­

stellen. (Die Ergebnisse dieser Arbeit könnten zu einem Faktor fUr die 

Attraktivität eine r Hochschule werden . ) 

2) Die DDR- Hochschulen sollten die bisher bestehenden organisatorischen 

Kontakte zu Betrieben/Institutionen erhalten. Die entsprechenden inhalt­

lichen Verbindungen sollten fUr die Stellenwerbung genutzt werden. Höhere 

Studienjahre mußten Uber Strategien der Stellensuche informiert werden. 

Es mußten Zusatzstudien und Umschulungen angeboten werden, fUr die wäh­

rend der Ausbildung Stipendien gezahlt werden. 

7. Forschung 

7.1. Die Forschung an den Universitäten und Hochschulen hat eine Dop­

pelfunktion: Sie soll zum einen Fundamente fUr einen hohen Standard der 

Aus- und Weiterbildung l egen, zum anderen Erkenntnisvorlauf fUr die Pra­

xis schaffen . Dazwischen gibt es jedoch keine Barrieren . Vielmehr: indem 

sie beide Funktionen miteinander verbindet, erhält die Hochschulforschung 

ihr unverwechselbares Gepräge, das wesentlich ihre Stellung im For­

schungssystem des Landes bestimmt. 

Gegenwärtig gliedert sich der Bereich Wissenschaft und Fcrschung in der 

DDR wie folgt: 

- Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen der Industrie, des Bauwesens 

usw.' 
- Zentralinstitute und Institute der Akademie der Wissenschaften der DDR 

(AdW), 

- Universitäten und Hochschulen . 

In den Wirtschaftsbereichen ist der Hauptteil des Forschungspotentials 

(ca. 75 % bei Zugrundelegung des personellen Potentials) konzentriert, 

Die Universitäten und Hochschulen sowie die Akademie der Wissenschaften 

verfugen insgesamt Uber etwa 15 % des Forschungspotentials der DDR. An 

den Hochschulen sind gegenwärtig Uber 43 000 Personen tätig, darunter 

etwa 7 200 Professoren und Dozenten. Ober die Hochschullehrer und wissen­

schaftlichen Mitarbeiter h i naus sind mehr als 20 000 Ingenieure, Biblio­

thekare, Techniker, Meister und Facharbeiter in der Forschung wirksam. 

Hinzu kommen ca . 17 000 Diplomanden, Forschungsstudenten und Aspiranten. 

zusammengenommen umfaßt das Forschungspotential der Hochschulen ca. 
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17 500 Vollbeschäftigteneinhei ten (VbE) - auf Personenbasis macht das das 

Zweieinhalb bis Dreifache aus - und etwa 7 000 VbE studentische For­

schungskapazität (Diplomanden, Aspiranten, Forschungsstudenten) (vgl . 
Anlagen 8 und 9). 

Da es schwierig ist, unter den spezifischen Bedingungen der Arbeit an den 

Hochschulen, der Einheit von Lehre und Forschung, Aussagen Uber den 

realen Anteil am Gesamtpotential zu machen, sei noch eine andere Ver­

gleichsgröße genannt: An den Hochschulen der DDR werden gegenwärtig v om 

Arbeitszeitfonds der Wissenschaftler in den mathematisch-naturwissen­

schaftlichen etwa 40 bis 42 %, in den technischen Disziplinen etwa 38 bis 

40 % und in den geisteswissenschaftlichen Disziplinen ca . 24 % fUr For­

schungen eingesetzt. In den medizinischen Einrichtungen, in denen ein 

hoher Anteil der Arbeitszeit fUr die medizinische Betreuung aufgewandt 
wird, liegt dieser Anteil bei etwa 10 %. 

7.2. Seit Beginn der BOer Jahre sind im Hochschulbereich bemerkenswerte 

administrative, organisatorische und arbeitsrechtliche Veränderungen in 

Kraft getreten, die zu einer Verbesserung der Forschung fuhren sollten . 

So wurden z . B. neue Formen der Organisation der wissenschaftl i chen 

Arbeit und des konzentrierten Einsatzes materiell-technischer Mittel 

eingeführt, wie z.B. wissenschaftlich-methodische Zentren, Technika, 

Forschungs- und Applikationsgruppen, methodisch-diagnostische Zentren, 

Hochschul-Industrie-Forschungsgruppen u. a . . 1985 wurde geregelt, daß die 

naturwissenschaftlich-technische Forschung an den Universitäten und Hoch­

schulen Uberwiegend von der Industrie zu finanzieren sei, um das Poten­

tial der Hochschulen enger mit der Wirtschaft zu ve r binden u . a. m. All 

dies brachte jedoch nicht solche positiven Veränderungen, die den künftig 

zu erwartenden Anforderungen entsprechen. Im Gegenteil: Analysen machen 

auf erhebliche Probleme , Hindernisse und Schranken aufmerksam . Dies wird 

z.B. in einem Zurückbleiben der Grundlagenforschung, Reduktion von 

Forschungsgebieten an Hochschulen gegenüber einer lehrfernen Forschung an 

AdW-Instituten sowie in einer nicht ausreichenden volkswirtschaftlichen 

Effizienz der Forschungsergebnisse der Hochschulen sichtbar. Erfolge auf 

bestillllllten Gebieten, herausragende Leistungen einzelner Wissenschaftler 

können nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Forschung an den Hochschulen 

der DDR - im internationalen Vergleich gesehen - Mittelmaß repräsentiert . 

Die stets gute Erfüllung der Forschungspläne in den zurückliegenden 

Jahren steht in einem bemerkenswerten Widerspruch zu dem niedrigen Anteil 

von Ergebnissen, die eine beachtenswerte Bereicherung der Theorie dar­

stellen, völlig neuartige technisch-technologische Lösungen ermöglichen 

und sich als eine internationale Spitzenleistung erweisen . Ein Abdrängen 

von naturwissenschaftlich-technischen Hochschulen auf vordergründig ap­

plikative Themen hat sich fUr die wissenschaftliche Substanz als gefähr­

lich erwiesen und auch der Praxis letztendlich nicht genUgt . Das liegt 

nicht in erster Linie an zweifellos vorhandenen· Unterschieden in der 

Leistunzsfähigkeit und Leistungsbereitschaft des einzelnen Wissenschaft-
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lers oder der jeweiligen Forschungsgruppen . Unzureichende Forschungstech­

nik , fehlende Materialien , ungenUgende Flexibilität in der Bereitstellung 

von Werkstoffen , Chemikalien, Biomaterialien u . a ., Informations l ücken 

Uber den internationalen Stand der Forschung, Abkopplung von einer brei­

ten internationalen Wissenschaftskommunikation und Kooperation, unange­

messene Praktiken der Forschungsleitung und -planung spielten eine nicht 

zu unterschätzende Rolle bei der Auswahl der Projekte . Es gibt bis heute 

ein Defizit in der Ausstattung mit Geräten (insbesondere Meßgeräten) , 

Maschinen und anderen wichtigen Arbeitsmitteln , das gegenwärtig tenden­

ziell anwächst. Hinzu kommt die tlberalterung beträchtlicher Teil e der 

materiell-technischen Basis. Die damit verbundenen Probleme haben eine 

unausgewogene Orientierung an den Hochschulen auf die die wissenschaftli ­

chen Arbeitsprozesse unterstUtzenden Hilfs- und Nebenprozesse zur Folge 

und verstärken Erscheinungen einer unrationellen Verwendung der Arbeits­

zeit, ihrer unzureichenden Konzentration auf die inhaltlichen Fragen. Sie 

fUhrten zugleich zu ernsten Störungen in einer ausgewogenen Entwicklung 

der Wissenschaftspotentiale zu Lasten wichtiger und kUnftig an Bedeutung 

gewinnender Gebiete, insbesondere in den Gesellschaftswissenschaften , 

sowie zu Disproportionen zwischen Potentialen fUr die Forschung und 

Literaturversorgung mit schwerwiegenden Folgen fUr den Anschluß an inter­

nationale Systeme der Wissenschaftsinformation, Datennetze und -banken . 

In diesem Zusammenhang ist auch festzustellen, daß in den zurUckliegenden 

Jahren eine Reihe von Fragen der Kooperation und Arbeitsteilung zwischen 

den Hochschul en, Akademieinstituten und anderen wissenschaftlichen Insti­

tutionen nicht geklärt wurde. Damit wurde eine effektive Arbeitsteilung 

und Kooperation behindert , die Konzentration und Schwerpunktbildung be­

einträchtigt und die vielfältigen notwendigen, möglichen Wechselwirkungen 

zwischen den Institutionen bzw. Gebieten wurden gehemmt . 

7 . 3. Die eigenständige, an den Bildungsauftrag gebundene Hochschulfor ­

schung muß wieder stärker zur Geltung kommen . Alle Hindernisse und 

Schranken, die dem entgegenstehen , sollten beseitigt werden . Ausgehend 

hiervon ist vor allem folgendes erforderlich : 

Empfehlungen 

1) Beseitigung aller unangemessenen Praktiken der Leitung und Planung 

von Forschung und Wissenschaftsentwicklung , angefangen bei der Anwendung 

inflexibler und bUrokratisch-administrativer Instrumentarien der For­

schungsplanung , insbesondere in der Grundlagenforschung , bis zu gefährli­

chen Tendenzen einer durch Finanzierungsregelungen geförderten Unterord­

nung der Hochschulforschung unter kurz - und mittelfristige Interessen von 

Kooperationspartnern, insbesondere in der Industrie. Das erfordert : 

- den ttbergang von einer dem Rhythmus des Forschungsprozesses n icht 

entsprechenden FUnfjahres - und Jahresplanung zu eine r auf die jeweilige 

Aufgabe zugeschnittenen Projektplanung (Umfang , Zeit , Kapazitä t , Mittel 
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usw.). Größeren und längerfristigen Forschungsprojekten ist ein finan­

zieller, materieller und personeller Rahmenfonds zugrunde zu legen. 

- die Nutzung von Ausschreibungsverfahren (incl. einer damit verbundenen 

Mittelbereitstellung) zur Förderung von anspruchsvollen Forschungsange­

boten und des wissenschaftlichen Wettbewerbs um hohe Forschungsleistun­

gen. 

- die Gewährleistung eines ausreichenden Handlungsspielraums der Wis­

senschaftler beim flexiblen Einsatz von Forschungspotentialen zur Ver­

folgung/Beobachtung neuer Wissenschaftsrichtungen. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß sich die Hochschulforschung - entsprechend den BedUrf­

nissen der Lehre sowie verbunden mit unterschiedlichen Akzentuierungen 

zwischen den einzelnen Hochschulen und Disziplinen - in hohem Maße auf 

wissenschaftsstrategische Arbeiten, auf Untersuchungen an den Grenzbe­

reichen des internationalen Wissens, auf das vorzugsweise Verfolgen, 

Verdichten und Systematisieren internationaler Trends orientieren soll­
te. 

- die langzeitige Verfolgung von Forschungsrichtungen. Es muß aber ge­

währleistet werden, daß die erreichten Ergebnisse (Teilergebnisse und 

auch Zwischenergebnisse) einem sachkundigen Wissenschaftlergremium 

vorgestellt werden. Eine Forschungsrichtung kann u. U. 10 bis 15 Jahre 

dauern, so langfristig sollten auch die personellen und materiellen 

Bedingungen konzipiert und sicher gewährleistet werden. 

- Spitzenwissenschaftlern die Möglichkeit einzuräumen, Forschungskol­

lektive nach eigenen Vorstellungen zusammenzustellen. Es sind zudem 
arbeitsrechtliche Möglichkeiten fUr den Abschluß zeitweiliger/befri­

steter Arbeitsverträge zu schaffen (fUr konkrete Forschungsprojekte, 

fUr diesbezUgliche Dienstleistungsaufgaben u. a . ). 

- die Schaffung von Möglichkeiten fUr eine operative Wahrnehmung in­

ternationaler Kontakte , einschließlich der Möglichkeit von Studien­

aufenthalten an fUhrenden Forschungsstellen in anderen Ländern. Be­

schränkungen, die Wissenschaftler von der internationalen Wissen­

schaftlergemeinschaft abkoppeln , sind zu beseitigen. 
- alle Restriktionen fUr den wissenschaftlichen Meinungsstreit zwischen 

den Wissenschaftlern abzubauen. In der Wissenschaft gilt vor allem das 

Uberzeugende wissenschaftliche Argument, nicht die Funktion. Admini­

strierende Eingriffe in die Grundlagenforschung sind zu unterlassen. 

Vielmehr sollte die Selbstkontrolle der Wissenschaftler dafUr stärker 

organisiert werden. 

Zl Die Hochschulforschung sollte zukUnftig, wenn auch nicht ausschließ­

lich, Uberwiegend aus Haushaltsmitteln finanziert werden. Diese Finan­

zierung mußte einerseits Uber eine Grundausstattung erfolgen, die fUr 

Forschung und Lehre gemeinsam gewährt wird , ferner Uber Haushaltsmittel, 

die als Zusatzfinanzierung fUr größere Projekte und Forschungsschwerpunk­

te Hochschulangehörigen auf Antrag zur VerfUgung gestellt werden. Außer­

dem mUßte die Möglichkeit bestehen, weitere Mittel zur Finanzierung von 
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Forschungsprojekten von dritte r Seite (Wirtschaft, nationale und interna­
tionale Organisationen u. a.) :m erschließen (einzuwerben). Wissen­

schaftler und Forschungskollekt ive mUssen das Recht erhalten, sich um 
nationale und internationale Forschungsaufträge direkt bewerben zu 

können. Die Aufgabenkompetenz der DFG in der BRD ist auf die Forschungs­
f6rderung der Hochschulen der DDR auszudehnen. Wissenschaftler der DDR 
sind in die Aufgaben der DFG e:lnzubeziehen. 

3) Der Grundlagenforschung an den Universitäten und Hochschulen ist 
wieder der ihr gebUhrende Rang zu geben. Und hier ist bei aller Problema­

tik der Abgrenzung solche Forschung - theoretische und experimentelle -
gemeint, die Erkenntnisvorlauf schafft und selbst bei der Anwendungs­
orientierung noch nicht zeitlich bestimmt , zielorientiert ist.. Angewandte 

Forschung an den Hochschulen und in Ausnahmefällen Entwicklung sollten 

stets mit der Grundlagenforschung verbunden sein, thematisch und perso­
nell nicht isoliert neben ihr stehen . In den Wiss.enschaftszweigen sind 

dabei Differenzierungen zu beachten: In den Technikwissenschaften und 
auch den medizinischen Wissenschaften wird der Umfang von angewandter 
Forschung im allgemeinen höher sein als in den Naturwissenschaften. Das 

ergibt sich aus den Wissenschaftsgegenständen und dem Praxisbezug der 
Wissenschaften . Auch die Ausbildungszielsetzungen haben hierauf Einfluß. 

4) Da das Erreichen von heraus r agenden Leistungen in der Forschung an 

personelle und materielle Voraussetzungen gebunden ist, die nicht an 

jeder Sektion erfUllt werden können, wird es auch in dieser Hinsicht zu 

einer stärkeren Differenzierung zwischen den Sektionen und in dieser 
Folge auch zwischen den Hochschulen hinsichtlich ihrer Forschungsqualität 
kommen, die sich am augenfälligsten in der Konzentration von Wissen­

schaftlern mit Spitzenforscherqualität äußern wird. Das ständige BemU­
hen der betreffenden Sektionen und Hochschulen um die besten Forscher wie 

auch umgekehrt der Wunsch erfolgreicher Forscher, in bestehende Lei­
stungszentren der Hochschulfor:schung zu gelangen, wird und muß ein we­

sentliches Element dieses Diff,erenzierungsprozesses bilden. 

Eng verbunden mit der differen:tierten Entwicklung hinsichtlich der For­

schungsqualität ist die Herausbildung von Sektionen, Fachbereichen und 
Hochschulen zu theoretischen Zentren fUr bestimmte Disziplinen/Gebiete. 

In stärkerem Maße sind dabei die Möglichkeiten der Hochschulen fUr inter­

disziplinäre Forschung zu nutzen. Aufgrund ihrer universalen wissen­

schaftlichen Struktur besitzen die Universitäten und Hochschulen beson­
ders gute Voraussetzungen fUr die Entwicklung der interdisziplinären 

Forschung in der Einheit von G,eistes-, Natur- und Technikwissenschaften . 
Das ist besonders bedeutungsvoll, denn in den nächsten Jahren müssen bei 

allen Forschungsvorhaben solch,e Faktoren wie Umwelt, Gesundheit u. a. 
stärker beachtet werden. Hier kann die Hochschulforschung einen originll­

ren Beitrag leisten, da siez. B. gut geeignet ist, im interdisziplinllren 

Verbund Forschungen zu Folgeei:<1schlltzungen naturwissenschaftlicher und 
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technischer Entwicklungen zu betreiben. Auf diesem Gebiet könnten wichti­
ge Entscheidungshilfen geboten werden, die an anderer Stelle nicht in 

dieser Interdisziplinarität (Naturwissenschaft - Technikwissenschaft -
Geisteswissenschaft) realisierbar sind. 

5) FUr erforderlich gehalten wird eine effektivere Verf lechtung in der 
Forschung zwischen Universitäten/Hochschulen, Wirtschaftsbereichen, Ein­

richtungen sowie regionalen Institutionen und Organisationen. Die damit 
verbundenen Fragen reichen von der Spezialisierung nach Aufgaben und 

Einrichtungen, vom Zusammenwirken von Hochschul-, Industrie- und Akade­

mieforschung, der internationalen Forschungszusammenarbeit bis hin zur 

zweckmäßigen Organisation der Forschungsprozesse unter Beachtung der 
kUnftigen Länderstrukturen. Folgende Aspekte sind hierbei von besonderer 
Bedeutung: 

- Das Zusammenwirken Hochschule/Industrie wird um so wirkungsvoller, je 

besser die Spezifik der an der Forschung beteiligten Partner berUck­
sichtigt wird. Das bedeutet fUr die Hochschulfo rschung , vor allem jene 
Möglichkeiten zu nutzen, die sich aus den Potenzen in der Grundlagen­
forschung sowie aus der Existenz einer Vielzahl von Wissenschaftsdiszi­

plinen und ihrer interdisziplinären Kooperation ergeben, ebenso aus der 

Ausbildung von wissenschaftlichem Nachwuchs und dem Personaltransfer. 
Dabei könnten zur Erzielung einer hohen Effektivität vorzugsweise sol­

che Aufgaben an den Hochschulen bearbeitet werden, deren Ergebnisse 

multivalent genutzt werden. Dies verlangt, daß sich die Hochschulen in 
Zukunft gegenUber der Industrie von wissenschaftlichen Tagesaufgaben 

und solchen Anforderungen eindeutiger abgrenzen, die vorrangig auf eine 
bloß quantitative Erweiterung des industriellen Forschungspotentials 
durch das der Hochschulen zielen. Gute Erfahrungen des Zusammenwirkens 
Hochschule/Industrie bei forschungsbezogener Ausbi ldung von Nachwuchs­

kräften und bereits im Studium sollten beachtet werden. 
- FUr das Zusammenwirken der Hochschulen mit den Instituten der Akademie 

der Wissenschaften sowie mit anderen wissenschaftlichen Akademien ist 

eine verbesserte Grundlage zu schaffen. Hier ergeben sich Verflech­

tungserfordernisse, die das Aufgabenspektrum, die materiell-technische 

Forschungsbasis, Informationsbasen und das personelle Potential betref­
fen. Das Zusammenwirken muß in Zukunft von dem BemUhen getragen werden, 

eine kluge, arbeitsteilige Struktur in der Forschung herauszubilden, 

jedoch nicht das breite Wissenschaftsspektrum an den Hochschulen zu 
amputieren. Auch Lehr- und Ausbi ldungskooperat ionen mit Akademieinsti­

tuten werden sich positiv auf die Forschung auswirken. 

- Bei der Verflechtung des personellen, materiell - technischen und Infor­
mationspotentials mUssen die territorialen Möglichkeiten stärker ge­

nutzt werden. DafUr werden sich mit der Herausbildung von Länderstruk­
turen verbesserte Bedingungen ergeben. Dabei sollten die jahrzehntelan­
gen Erfahrungen in der BRD hinsichtlich Zusammenspiel Bund - Länder 

genutzt werden. So bietet z. B. das Hochschulrahmengesetz der BRD 
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vielfältige Möglichkeiten, um die Verantwortung der Länder fllr das 
arbeitsteilige Zusammenwirken der Hochschulen bei Berllcksichtigung der 
ländermllßigen Unterschiede sowie der Spezifik und Autonomie der Hoch­
schulen wirksam zu fördern. 

- Die Verbesserung der Kooperationsfähigkeit der Hochschulforschung in 

der internationalen Arena ist ein dringliches Anliegen. Die dafUr erfor­
~erliche stärkere Einbindung in die internationale wissenschaftliche 

Konnnunikation ist eng verbunden mit der Notwendigkeit, leistungsfähige 

Systeme der Wissenschaftsinformation unter Nutzung der modernen Infor­
mations- und Konnnunikationstechnik aufzubauen und die hier vorhandenen 
RUckstände schrittweise zu Uberwinden . Dies ist zugleich eine entschei­

dende Voraussetzung, um die Entwicklung der Wissenschaft im Weltmaßstab 
in größtmöglicher Breite zu verfolgen und solche neuen Entwicklungen 
frllhzeitig aufzugreifen , deren konzentrierte Bearbeitung, verbunden mit 
der Heranbildung leistungsstarker Nachwuchswissenschaftler, Chancen fllr 
'weltwissenschaftliche Durchbruche ' eröffnet. 

6) Zur schnellen ökonomischen Verwertung von Forschungsergebnissen der 
Hochschuen, fllr deren Realisierung noch keine Produktionstechnologien 

vorhanden sind und wo der voraussichtliche Bedarf zunächs t auf kleine 

Mengen bzw. geringe StUckzahlen begrenzt ist, muß das Entstehen wis­
senschaftlicher Kleinbetriebe aus den Hochschulen heraus u. U. auch in 

einer besonders strukturierten Verbindung mit ihnen besonders gefördert 

werden. Auch Software fllr verschiedene Zwecke in der Volkswirtschaft 

könnte hier entstehen und eingesetzt werden. Die bisher Ubliche zeitwei­
lige Laborfertigung oder Herstellung in Technika der Universitäten und 

Hochschulen, der AdW ist dafUr keine adäquate Lösung. Dabei sind die 
Erfahrungen anderer Industrieländer u. a . hinsichtlich ·des Aufbaus von 

Technologieparks, Technologie- und GrUnderzentren zielstrebig zu nutzen . 

Bisher haben 7 Technologie- oder GrUnderzentren seit Beginn des Jahres 
1990 im Umfeld von Universitäten und Hochschulen der DDR ihre Tätigkeit 

aufgenonnnen oder ihre GrUndung steht unmittelbar bevor (s . Anlage 10). 
Die ersten Erfahrungen zeigen, daß fllr die erfolgreiche Tätigkeit solcher 

Technologiezentren in der DDR noch wichtige Voraussetzungen (insbesondere 
rechtliche) zu schaffen sind . So sind z.B. spezielle Regelungen in bezug 

auf risikoreiches Agieren, Finanzierungsformen, Gewinnverwendung, die 

materielle Ressourcenbereitstellung, die Außenwirtschaftsverwertung bis 
hin zu besonderen Stimulierungen fUr die in solchen Zentren Tätigen 

erforderlich. Die Erfahrungen zeigen auch, daß die Förderung von Firmen 
in solchen Zentren vor allem in der Anfangsphase von entscheidender 

Bedeutung ist, d. h. Hilfe und Unterstlltzung bei der Entwicklung der 
Betriebskonzeption, bei DurchfUhrbarkeitsstudien, Beratung hinsichtlich 

Finanzierungsfragen , Patenten und Lizenzen sowie Hilfe beim Erwerb von 

Kenntnissen in der BetriebsfUhrung. DafUr mUssen in der DDR noch bessere 
Voraussetzungen geschaffen werden . Zugleich ist die Unterstlltzung , die 

von örtlichen Organen (Konnnunen) bereitgestellt wird , um den Aufbau und 
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die Entwicklung von Technologiezentren zu förd ern , von besonderer Bedeu­

tung . Technologiezentren können sich nur bei BerUcksichtigung der örtli­

chen BedUrfnisse, Ressourcen und Chancen erfolgr eich entwickeln . Die 

Erfahrungen zeigen , daß sich die örtlichen Organe noch nicht ausreichend 

auf solche Entwicklungen eingestellt haben . Ein Umdenken ist kurzfristig 

erforderlich! 

7) Im Rahmen der Entwicklung der Kooperationsbeziehungen zwischen Hoch­

s chulen, Akademien und Betrieben der Wirtschaft ist der Entwicklung, 

rationellen Nutzung und Reproduktion der materiell-technischen Basis der 

wissenschaftlichen Arbeit sowie der gemeinsamen Err'ichtung und Nutzung 

von speziellen wissenschaftlichen Einrichtungen, wie Technika, Anlagen 

und Unikaten besondere Aufmerksamkeit zu widmen. Das betrifft insbeson­

dere Geräte, technologische SpezialausrUstungen, Computertechnik sowie 

Meß- und PrUftechnik höchster Leistungsfähigkeit . Bei der Lösung dieser 

Aufgaben können der Ausbau territorialer Kooperationsbeziehungen unter 

BerUcksichtigung der kUnftigen Länderstrukturen , die Entwicklung von 

Nutzergemeinschaften von Hochschulen und Betrieben (auch gemeinsam mit 

der BRD) eine besondere Rolle spielen . Es kann auch zweckmäßig we rden, 

unikale Großforschungstechnik an geeigneten Standorten in eigens dafUr 

geschaffenen Organisationsformen als wissenschaftliche Einrichtung zu 

etablieren, die wissenschaftliche Konzentrationspunkte darstellen und auf 

vertraglicher Basis Wissenschaftlern aus unterschiedlichen Institutionen 

Arbeitsmöglichkeiten bieten oder fUr sie wissenschaftliche Dienstleistun­

gen erfUllen . DarUber hinaus ist im Hochschulwesen selbst eine effektive 

Nutzung der verfUgbaren Ressourcen zu gewährleisten. Mit diesen Prozessen 

ist die Ausbildungsprofilierung und -Spezialisierung an den Hochschulen 

verbunden. 

Mit den 26 Technika (ca. 1 400 Mitarbeiter) im Hochschulwesen ist in den 

letzten Jahren ein wichtiges Potential zur Oberleitung wissenschaftlicher 

Ergebni s se in die Produktion entstanden . Durch den Transfer in innova­

tionsfreudige Klein- und Mittelbetriebe, durch die Zusammenarbeit mit 

Technologieparks und durch UnternehmensgrUndungen ergeben sich fUr die 

Technika neue Wirkungsmöglichkeiten . Dazu bedUrfen sie einer strukturel­

l en Förderung der Ministerien fUr Forschung und Technologie sowie fUr 

Bi ldung und Wissenschaft, weil 

- die materielle Basis an den internationalen Stand anzugleichen ist , 

- der Technologiebedarf der Klein- und Mittelfirmen in den Ländern der 

DDR sich erst entwickeln muß , 

- das Risiko des frUhzeitigen Beginns einer technologischen Bearbeitung 

von Forschungsergebnissen im Hochschulwesen zu tragen ist . 
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8. Weiterbildung 

8.1. An den Universitäten und Hochschulen der DDR hat sich die Wei­
terbildung vor allem in den letzten beiden Jahrzehnten kontinuierlich 

entwickelt und als eigenständige Aufgabe etabliert . Wenn man diese Lei­
stungen bewerten und einordnen will, so ist zu berUcksichtigen, daß 
Weiterbildung fUr wissenschaftlich gebildete Fachkräfte auch durch andere 
Bildungsträger erfolgt, an deren Aktivitäten Hochschullehrer in unter­

schiedlichem Umfange beteiligt sind. 

Die Weiterbildung war im Hochschulwesen der Bereich, in dem administra­

tive Eingriffe nur in relativ geringem Maße vorgenommen wurden. Der 
Entscheidungsfreiraum förderte Engagement und Initiative; flexibles und 
schnelles Reagieren auf aktuelle Nachfrage waren möglich. Wissenschaftli­

che Weiterbildung wird von Hochschulleitungen und vielen Hochschullehrern 
als eine ständige Aufgabe der Hochschulen anerkannt. FUr die aus verän­
derten politischen, wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen resul­

tierenden neuen Anforderungen an die wissenschaftliche Weiterbildung 
bestehen im Hochschubereich somit gUnstige Voraussetzungen . Das läßt sich 

durch folgende Sachverhalte belegen: 
- Allein 1989 wurden 299 postgraduale Studien (den 'Graduiertens tudien• 

der BRD vergleichbar) mit 8 348 und mehr als 2 000 Lehrgänge mit 68 000 

Teilnehmern durchgefUhrt. Insgesamt nahmen im Jahre 1989 77 317 Perso­

nen Weiterbildungsangebote der Hochschulen wahr . Die meisten kamen aus 
den Wissenschaftszweigen Technische Wissenschaften, 41 %, Wirtschafts­

wissenschaften, 16 %, und Mathematik/Naturwissenschaften, ca . 12 %. 

Vergleicht man die absoluten Zahlen in der DDR und der BRD - Teilnehmer 
und Lehrstunden-, so zeigen sich annähernd gleiche Werte. Gemessen an 

der Größe der Hochschulbereiche ist der Umfang wissenschaftlicher Wei­

terbildung an den Hochschulen der DDR größer; in der BRD ist die Wei­
terbildung stärker in der Wirtschaft entwickelt. 

- Der Inhalt der Weiterbildung ist maßgeblich am Profil der Forschung an 

den Hochschulen orientiert und auf den Transfer neuer Ergebnisse ge­
richtet. Soweit Hochschulen Uber Wissenschafts- und Technologiezentren, 

Technika oder methodisch-diagnostische Zentren verfugen, bilden diese 

gleichermaßen Konzentrationspunkte fUr Forschung und Weiterbildung. 

Insbesondere bei curricular strukturierten weiterbildenden Studiengän­

gen bestehen auch enge Wechselbeziehungen zwischen Aus- und Weiterbil­

dung. Der enge Bezug zur Forschung und zur Ausbildung gewährleistet 
einen spezifischen und bedeutenden Beitrag der Hochschulen zur Weiter­

bildung wissenschaftlich gebildeter Fachkräfte . 
- Hit den in den letzten Jahren an allen Hochschulen geschaffenen Direk­

toraten bzw. Abteilungen und den Verantwortlichen fUr Weiterbildung in 

den Sektionen verfugen die Hochschulen Uber gUnstige strukturelle und 
organisatorische Bedingungen fUr die Entwicklung der Weiterbildung. 
Diese Instanzen leisten konzeptionelle Arbeiten fUr die Hochschullei-
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tungen, nehmen intern und extern Kontakt-, Koordinierungsfunktionen und 
z. T. zentralisiert organi satorische Aufgaben an der Hochschule wahr. 
Untersuchungsergebnisse aus der BRD belegen das BemUhen, vergleichbare 
Institutionen an Hochschulen zu schaffen. 
Seit 1983 hat sich dort die Zahl zentraler Einrichtungen, Kontakt-, 
Arbeitsstellen etc . fUr wissenschaftliche Weiterbildung fast verdop­
pelt . 

8.2. Die Weiterbildungsleistungen der Hochschulen der DDR basieren im 
großen und ganzen auf den fUr Lehre und Forschung vorhandenen personellen 
und materiell-technischen Ressourcen. Relativ gUnstige Bedingungen beste­
hen beim Lehrpersonal infolge des gegenwlrtigen Verhlltnisses von Studie­
renden und Lehrkrlften. In zunehmendem Maße setzt dagegen die unzurei­
chende und Uberalterte lehr-, labor- und forschungstechnische Ausstattung 
der Hochschulen sowie die fUr die Weiterbildung kaum oder gar nicht 
vorhandene Infrastruktur der qualitativen und quantitativen Entwicklung 
der Weiterbildung Grenzen. Die Hochschulen der DDR werden sich unter 
diesen Bedingungen erheblichen Nachteilen auf einem gesamtdeutschen Bil­
dungsmarkt gegenUbersehen. 
In der Vergangenheit war die Weiterbildung an Hochschulen stark an Be­
dUrfnissen der Industrie und einiger anderer Wirtschaftsbereiche der DDR 
orientiert. Infolge eines normierten geistigen und wissenschaftlichen 
Klimas, der fehlenden Auseinandersetzung im sozialen Bereich und der 
unzureichenden bzw. doktrinlren Diskussion globaler gesellschaftlicher 
Probleme waren Human-, Geistes- und Sozialwissenschaften in der Weiter­
bildung einseitig entwickelt und unterreprlsentiert . Kit der stlrkeren 
Nutzung des Potentials diese r Disziplinen wird sich eine Verlagerung von 
Inhalten universitlrer Weit erbildung vollziehen und damit verbunden eine 
Annlherung an die Bedingungen in der BRD eintreten. Mit dem Aktivieren 
der in der Vielfalt der Disziplinen liegenden Möglichkeiten, der Nutzung 
der interdisziplinlren Potenzen der Hochschulen und einem verlnderten 
Bildungsverhalten wird sich auch das Spektrum der Zielgruppen in der 
Weiterbildung wandeln. 

8.3. Der Obergang zu marktwirtschaftlichen Bedingungen in der DDR wird 
mit ei nem Innovationsschub und dementsprechenden Verlnderungen in der 

Nachfrage nach spezieller Qualifikation in großem Umfange verbunden sein 
(Entwertung, Freisetzung, Aktualisierung, Neuprofilierung). 
Einen wachsenden Stellenwert erhllt die Bildung Erwachsener auch durch 
ihre Möglichkeiten, zur Lösung von sozialen Problemen, die mit der wirt­
schaftlichen Umwllzung einhergehen, beitragen zu können. Es muß deshalb 
davon ausgegangen werden, daß sich die Hochschulen als Weiterbildungstrl­
ger für wissenschaftlich gebildete Fachkräfte auf stark wachsende und 
qualitativ veränderte Weiterbildungsanforderungen einstellen mUssen. 
Inwieweit diese Anforderungen in einer Erhöhung der Weiterbildungslei­
stungen der Hochschulen ihren Ausdruck finden werden, ist gegenwärtig 
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noch nicht abzusehen, denn neben den genannten gUnstigen Voraussetzungen 

ist auch mit einer Reihe gegenläufiger Prozesse zu rechnen , die sich 

negativ auf das Engagement der Hochschulen in diesem Bereich auswirken 
können . Hierzu gehören u. a. 

- das zu erwartende Anwachsen der Anzahl der Auszubildenden durch den 

offenen Zugang zur Hochschule bei tendenziel ler Verlängerung der Stu­

dienzeiten und möglicher Migrationsprozesse, 

- die Konzentration auf die anstehenden inhaltlichen, organisatorischen 

und strukturellen Probleme im Ausbildungsprozeß, 

- ein partielles Abbrechen der besonders fUr die Weiterbildung bedeutsa­

men, langjährig gewachsenen Beziehungen zur Wirtschaft, 

- das Auftreten neuer Anbieter auf einem sich entwickelnden Weiterbil­

dungsmarkt. So bilden z. T. bereits Hochschulangehörige Weiterbil­

dungsgesellschaften (GmbH), die neben ihrer Hochschule auf kommerziel­

ler Basis agieren. Mit der EinfUhrung der Währungsunion erscheinen 

Anbieter der BRD auf dem Bildungsmarkt, die attraktive Angebote, u . a. 

in Form des Korrespondenzstudiums, zu unterbreiten haben. 

8.4. Folgende erste Veränderungen können festgestellt werden: 

Aus den Weiterbildungsangeboten der Hochschulen wurden solch<! .:nhaltsbe­

standteile, postgraduale Studien und Lehrgänge, Uberwiegend auf gesell­

schaftswissenschaftlichen Gebieten , eliminiert, die neuen AnsprUchen 

nicht mehr gemäß sind. DafUr werden neue, vorzugsweise auf ~ßrktwirt­

schaftliche Erfordernisse ausgerichtete Studien, Lehrgänge und Seminare 

angeboten, nach denen eine Uberaus hohe Nachfrage besteht. 

Erstmals werden die Hochschulen mit der Tatsache konfrontiert, daß Um­

schulungen in gr~ßerem Umfange gefordert werden. (Viele Hoch- und Fach­

schulabsolventen mUssen sich beruf l ich neu orientieren , weil sie ihre 

Arbei t splätze ver l oren haben, mit Arbeitsplatzverlust rechnen bzw . unter 

neuen Bedingungen berufliche Veränderungen beabsichtigen.) 

FUr Umschulungszwecke bieten die Hochschulen den Arbeitsämtern in der 

Regel eine Auswahl bereits erprobter Weiterbildungsmaßnahmen an, es wur­

den aber auch neue postgraduale Studien und Lehrgänge speziell fUr die 

Umschulung entwicke l t und mit ihrer DurchfUhrung wurde begonnen. FUr 

arbejtslose Hoch- und Fachschul absolventen werden solche Studien z. T. 

als Direktstudium angeboten, bisher an DDR-Hochschulen völlig unUblich . 

Erste Schritte gab es, Weiterbildungsveranstaltungen auf Nachmittage und 

Abende zu verlegen. 

Langsam in Gang kommen Mechanismen der Zusammenarbeit zwischen der Ar­

beitsverwaltung und den Hochschulen auf regionaler Ebene. Es werden 

Informationen Uber die Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt vermittelt und 

Orientierungen fUr die Entwicklung von Weiterbildungsangeboten an die 

Hochschulen gegeben. 

BemUhungen um eine sinnvolle regionale und Uberregionale Vernetzung der 

Hochschulweiterbildung, die in der BRD erkennbar sind, muß auf dem Gebiet 
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der DDR insbesondere im Zusammenhang mit der Bildung de r Länder ebenfalls 

Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Mit ihrem Weiterbildungsauftrag erfUllen die Hochschulen Aufgaben als 

öffentlich-recht liche Bildungsinstitutionen. Daraus ergeben sich bei der 

Erhebung und Verwendung von GebUhren in beiden deutschen Staaten Pro­

bleme. Das betrifft vor allem den berufsbezogenen Teil wissenschaftlicher 

Weiterbildung, mit dem die Hochschulen direkt dem Wettbewerb mit anderen 

Anbietern ausgesetzt sind. In beiden deutschen Staaten werden diese Fra­

gen mit dem Ziel diskutiert, einen gesetzlichen Rahmen zu schaffen, der 

dem o. g. Sachverhalt in angemessener Weise Rechnung trägt. Dabei sollte 

davon ausgegangen werden, daß den Hochschulen Spielraum fUr eine kosten­

bezogene und wettbewerbsgemäße GebUhrenpolitik eingeräumt wird. 

Empfehlung 

Durch Rege lungen , die noch zu erarbeiten sind, mußte das Interesse am 

Ausbau der wissenschaftlichen Weiterbildung stimuliert werden. Es sollten 

Mittel sachbezogen fUr diese Aufgabe eingesetzt werden können, und ein 

materieller Anreiz fUr besondere Leistungen von Hochschullehrern sollte 

möglich sein. 

Ansätze in dieser Richtung enthält der Entwurf einer neuen GebUhrenord­

nung vom Ministerium fUr Bildung und Wissenschaft der DDR, dessen sinnge­

mäße Anwendung bereits fUr das Jahr 1990 empfohlen wurde. Die damit 

gegebenen Orientierungen stimmen im Prinzip mit den Oberlegungen in der 

BRD Uberein. Damit die beabsichtigten Wi rkungen eintreten, muß in der DDR 

jedoch die Anzahl von Lehrstunden bestimmt werden , einschließlich der 

Arbeit in der Weiterbildung, Außerdem muß die Honorarordnung verändert 

werden. 

Mit dem Beginn der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion erhält die 

Weiterbildung eine neue gesellschaftliche Dimension. Die geistigen, fach­

lichen und sozialen Herausforderungen mUssen vor allem durch das vorhan­

dene Potential wissenschaftlich gebildeter Fachkräfte bewältigt werden . 

Dessen Fortbildung und Umschulung erhält ebenfalls einen hohen Stellen­

wert. Der Festigung und dem Ausbau wissenschaftlicher Weiterbildung an 

den Hochschulen ist hohe Priorität einzuräumen, denn Veränderungen, die 

in der Hochschulausbildung eingeleitet werden, benötigen längere Zeit, 

bis sie der Praxis zugute kommen. 

9. Internationale Hochschulzusanmenarbeit 

9.1 . Die Deformationen im Wissenschafts- und Hochschulbereich der DDR 

widerspiegelten sich auch in den internationalen Beziehungen. Die Zentra­

lisierung, die hier ebenfalls durchgesetzt wurde, fUhrte zu eine r Einen­

gung der wissenschaftlichen Kommunikation und Zusammenarbeit . Zugleich 

wirkte ·die begrenzte Wissenschaftskraft der DDR restriktiv auf den inter ­

nationalen Wissenstrans fer , und ein liberzogenes SicherheitsbedUrfnis 



hatte nachhaltige Konsequenzen fUr den Standard und das Niveau der DDR­

Hochschulen . . so kann man feststellen, daß zwar einerseits die internatio­
nalen Hochschulbeziehungen einen Beitrag fur die wissenschaftliche Ent­

wicklung an den Universitäten und Hochschulen erbracht haben (durch den 

direkten Zugang von Wissenschaftlern zu neuen Erkenntnissen, den dadurch 

möglichen Vergleich mit dem internationalen Spitzenniveau, durch Mei­
nungsstreit und Informationsaustausch), daß dieser Beitrag andererseits 

jedoch begrenzt war und die darin liegenden Möglichkeiten nicht ausge­
schöpft werden konnten. 

In diesem Rahmen sind die erzielten Ergebnisse internationaler Hochschul­
zusammenarbeit zu bewerten. 

Betrachtet man die kurz- und langfristigen Studienreisen und Kongreßbesu­
che von Hochschulangehörigen, so ergibt sich hier ein deutlich differen­
ziertes Bild. 

Nach einer Steigerung der Zahl der Reisenden in osteuropäische Länder in 
den 70er Jahren gab es in den letzten 5 Jahren eine Stagnation: 1984 

reisten 10 350 DDR-Wissenschaftler in osteuropäische Länder, 1988 waren 
es 11 937 DDR-Wissenschaftler (10 359 Wissenschaftler aus diesen Ländern 
besuchten die DDR). 

DemgegenUber erhöhte sich die Zahl der Reisen in westeuropäische und 

außereuropäische Länder im gleichen Zeitraum beträchtlich: von 2 839 
(1984) auf 6 567 (1988). Dies erfolgte im Ergebnis einer stärkeren 

Orientierung auf tatsächlich nutzbringenden wissenschaftlichen Austausch; 
dennoch entsprach der Umfang dieser Aktivitäten nicht dem internationalen 
Standard. 

Die Zahl der Reisen in Entwicklungsländer war ruckläufig (1987 : 514, 
1988: 357 Reisen). 

Betrachtet man allein die bilateralen Beziehungen, so dominieren in den 
letzten Jahren die UdSSR (3 235 Reisen) und die BRD (2 468 Reisen), 

während die USA nur 168 und Japan 48 Wissenschaftler besuchten. 

Ausdruck einer zunehmenden Konzentration auf Formen eines rationellen und 
unmittelbaren Wissenstransfers war die Zunahme der Kongreßbesuche von 
DDR-Wissenschaftlern (1984: 2 507, 1988: 5 320). 
Alle diese Aktivitäten basierten auf staatlichen Vereinbarungen zu Kul­

turabkommen bzw. entsprechenden Protokollen. Die Dominanz der Hochschul­
beziehungen mit den Ländern Osteuropas findet auch in den Universitäts­

partnerschaften, die eine z. T. 30jährige Geschichte haben, ihren Aus­
druck. 1987 gab es mit der UdSSR 71, mit Polen 109, mit der CSSR 63, mit 
Ungarn 55 und mit Bulgarien 28 solcher Verträge. Sie wurden von beiden 

Seiten ministeriell straff geleitet . Der wissenschaftliche Wert war un­
terschiedlich und ist umstritten. Auch zu den Ländern des Westens und den 

Entwicklungsländern gab es nur staatlich sanktionierte Beziehungen. In 

den letzten Jahren entwickelten sich Universitätsbeziehungen auf Sek­

tions- bzw. Institutsebene. Sie wurden im Oktober 1989 durch eine Anord­
nung des damaligen Ministeriums fUr Hoch- und Fachschulwesen bestätigt. 
Die Universitäten erhielten das Recht, selbständig Uber ihre Auslands-
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kontakte zu entscheiden, und es wurden ihnen finanzielle Mittel bereitge­
stellt. 

Politische und ideologische Grunde bestilllllten entwicklungspolitische 

Aktivitäten der DDR auf dem Gebiet der höheren Bildung. Mit hohen finan­

ziellen Aufwendungen wurden Länder und Befreiungsbewegungen unterstUtzt, 
die sich zu einer 'sozialistischen Orientierung• bekannten. Ende der 80er 
Jahre erhielten 27 % der gesamten Hilfe Äthiopien, Angola, Mocambique und 

die VDR Jemen, 15,4 % Nikaragua und ll % Vietnam, die fast alle zu den 
ärmsten Ländern der Erde (LDC) gehö,ren. Einen Schwerpunkt bildete dabei 
die Hoch- und Fachschulbildung. So ,antfielen 21,6 % der Gesamtleistungen 

fUr die Entwicklungsländer auf sogenannte technische Hilfeleistungen und 
16,5 % auf die Expertenentsendung. In der Hochschulzus&lllllenarbeit mit den 

Entwicklungsländern dominierte bis :ln die jllngste Vergangenheit die Mas­
senausbildung. 

Eine kritische und differenzierte UberprUfung der bisherigen Bildungshil­
fekonzeption ist notwendig. Obwohl lluch subjektive Entscheidungen der 
StaatsfUhrung diese Beziehungen sti1nulierten bzw. helllllten, haben sich 

Uber Jahre feste bilaterale Kontakt,a entwickelt. DarUber hinaus konnten 

Wissenschaftler Kenntnisse Uber den Entwicklungsstand und -prozease er­
werben, die in eine zukUnftige Entw:lcklungspolitik Deutschlands ein­
fließen sollten. 

Ober viele Jahre waren die internat:lonalen Hochschulbeziehungen der DDR 

auf das Ausländerstudium konzentriert. Es kamen vor allem Studenten aus 
den osteuropäischen und aus Entwicklungsländern an die Hochschulen der 

DDR. Das Ausländer.studium entwickelte sich wie folgt: 

Jahr Insgesamt Hochschulstudien Aspirantur 

(ohne Aspirantur) 

1970 3 731 3 128 603 
1975 4 037 3 2.37 800 

1980 5 338 4 5,49 789 
1985 6 908 5 5-41 l 367 

1988 8 136 6 499 l 637 

In den letzten Jahren gab es eine Verschiebung zugunsten postgradualer 

Studien. Es reisten mehr Studenten auf kolllllerzieller Basis zum Studium in 
die DDR, größtenteils nachdem entsprechende staatliche Verträge abge­

schlossen waren. 

Die Forschungszusammenarbeit wurde zum Teil von staatlichem Dirigismus 
behindert, der u. a. eine einseitige Orientierung auf osteuropäische 

Länder mit sich brachte (z. B. wurd,en 120 Themen des RGW-Komplexprogram­

mes mit der UdSSR bearbeitet). Seit Mitte der 80er Jahre nahmen aller­
dings die kostendeckenden Einladung,en durch Hochschulen westeuropllischer 
Länder zu. Somit wurde der Zugang zum direkten wissenschaftlichen Aus-
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tausch eröffnet. Vermeintliche politische, wirtschaftliche und sicher­

heitspolitische Grunde benachteiligten den wissenschaftlichen Nachwuchs . 

Dies ist eine Tatsache, die schnell dringender Korrektur bedarf . 

Die Mitarbeit der DDR in multilateralen Organisationen vollzog sich 

widersprUchlich. Ihr Umfang und ihre Intensität nahmen nach der weltwei­

ten diplomatischen Anerkennung unseres Landes in den späten 60er und 

frUhen 70er Jahren zu. Vor allem die UNESCO-Arbeit mit der thematischen 

Orientierung auf die Erziehung zu Friedensfähigkeit , zu Toleranz und 

Solidarität stand im Vordergrund . Ungenügend beteiligte sich die DDR an 

den Themen Menschenrechte, Technologiefolgeabschätzung und Demokratie . 

DarUber hinaus war die DDR in 63 nichtstaatlichen Wissenschafts- und 

Bildungsvereinigungen tätig. Das zunehmende Nutzendenken (in einem ver ­

kUrzten Verständnis an ökonomischen Kriterien orientiert) fUhrte in der 

DDR zu Entscheidungen restriktiver Art; das Land verließ 1988 8 nicht­

staatliche Organisationen im Bereich von Bildung und Wissenschaft. 

9 , 2. Aus dem Prozeß der Internationalisierung der Wissenschaft ergeben 

sich wichtige Anforderungen und Möglichkeiten, um die Abschottung gegen­

Uber internationalen Entwicklungen in Wissenschaft, Technik und Hoch­

schulausbildung zu Uberwinden . Die Hochschulen können einen Beitrag lei­

sten fUr den Aufbau eines europäischen Hauses, fUr die von den Ländern 

der EG angestrebte europäische Integration, fUr die Durchsetzung von 

Sicherheit und Zusammenarbeit, verstanden als Einheit politischer, mili­

tärischer, ökonomischer, ökologischer , sozialer und humanitärer Aspekte. 

Ausgangspunkt dafUr ist sowohl die Zusammenarbeit in den Organisationen 

mit regionalem bzw. internationalem Charakter (UNESCO, RGW, EG , Europa­

rat , OECD) als auch der deutsch-deutsche Einigungsprozeß in einem kon­

föderativen Europa. Den Hochschulen kommt in diesem Prozeß eine besondere 

Verantwortung zu, ihr Potential zur Entwicklung des wissenschaftlichen 

Fortschritts einzusetzen, aber ebenso den Gedanken der Friedens- und 

Menschenrechte, der kulturellen Vielfalt, der ökologischen Verantwortung , 

der sozialen Bewältigung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts, 

der Demokratisierung der Bildung und der internationalen Beziehungen zu 

befördern und zu realisieren . 

Eine erfolgreiche Teilnahme an der internationalen Zusammenarbeit kann nur auf 

der Profilierung und Entwicklung der Leistungsfähigkeit des eigenen Hoch­

schulsystems beruhen. In Westeuropa stehen hochleistungsfähige, in sich 

differenzierte Hochschulsysteme als Partner und Konkurrenten im Wettbe-

werb um wissenschaftlich-technische Leistungsfähigkeit. 

Empfehlung 

Aus der historischen und politischen Verantwortung der vergangenen 40 

Jahre ergibt sich in der internationalen Zusammenarbeit in Europa fUr die 

DDR die Verpflichtung, ihre Anstrengungen auf die Verringerung des großen 
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wissenschaftlichen Gefälles zu den osteuropäischen Ländern zu richten . In 

der Konzipierung einer zukUnftigen deutschen Wissenschaft s- und Hoch­

schullandschaft sollte auch an gemeinsame ost-westeuropäische Hochschul ­

vorhaben gedacht werden, fUr die die traditionellen osteuropäischen Be­

ziehungen von Nutzen sein können . 

In der EG läßt sich der hohe Ste l lenwert von Wissenschaft und Technik im 

Prozeß der Internationalisierung u . a. an finanziell aufwendigen Program­

men zur internationalen Zusammenarbeit erkennen . Mit ihnen wird die 

Zusammenarbeit in Ausbildung, Lehre und Forschung im Hochschulbereich 

gefördert und eine Tendenz der Vereinheitlichung und Angleichung der 

nationalen Hochschulsysteme erwartet. Zu den Programmen, die auf den 

Hochschulbereich wirken, zählt das COMETT-Programm. Es ist auf die ver­

besserte Aus- und Weiterbildung in jenem Bereich konzentriert, der fUr 

die Entwicklung von Wissenschaft und Technologie von besonderer Bedeutung 
ist: die engere Zusammenarbeit von Hochschulen und Wirtschaft. Vom Aufbau 

eines europäischen Netzes von Ausbildungspartnerschaften Hochschule -

Wirtschaft ausgehend, wird der grenzUberschreitende Austausch von Studen­

ten und Personal zwischen Hochschulen und Unternehmen gefördert. Bevor­

zugt werden in das Hochschulstudium integrierte Praktika im Unternehmen 

eines anderen Mitgliedstaates. Thematisch im Vordergrund stehen bei CO­

METT die Weiterentwicklung von Technologie, Wissenschaft und technologie­

bezogenes Management in den fUr die EG vorrangigen F/E-Bereichen. Die 

Mobilität der Studenten zu fördern ist Ziel von ERASMUS. Auch hier liegt 

der Schwerpunkt darauf, integrierte Studien bzw. Praktika zu absolvie­

ren, die in einem "Gemeinsamen Studienprogramm" von mehreren Hochschulin­

stitutionen erstellt und gegenseitig anerkannt werden. Mit ERASMUS soll 
es bis 1992 möglich sein, daß z. B. in der BRD ein Zehntel der Studenten 

einen Teil ihres Studiums, de r angerechnet wird, in einem anderen Mit­

gliedsland durchfuhren kann . 
Mit LINGUA exist i er t ein Aktionsprogramm, das der Förderung der Fremd­

sprachenausbildung, der Aus- und Weiterbildung von Fremdsprachenlehrern 

sowie von Sprachzusatzstudien dient. 

Neben diesen Programmen gibt es viele Möglichkeiten , den wissenschaftli­

chen Nachwuchs durch Stipendien zu fördern. Es werden Studienabschlußar­

beiten, postuniversitäre Spezialisierungen , Dissertationen sowie For­

schungstätigkeiten nach einer Promotion gefördert . 

Mit diesen und den zu erwartenden Entwicklungen in Osteuropa erhalten 

Fragen der Äquivalenz auch fUr das Hochschulwesen der DDR einen neuen 

Stellenwert. Die mit dem EG-Binnenmarkt angestrebte Niederlassungsfrei­

heit und der freie Transfer von Dienstleistungen machen es notwendig, 

HochschulabschlUsse anzuerkennen, Die sehr widersprUchlichen BemUhungen 

in der EG auf diesem Gebiet zeigen sich in einem Anerkennungssystem, in 

dem entsprechende Richtlinien fUr die Ärzte , Zahnärzte, Rechtsanwälte, 

Tierärzce, Krankenpfleger, Hebammen, Architekten sowie Pharmazeuten ent­

halten sind. Bei Maßnahmen an den Hochschulen zur Profilierung von Lehre 
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und Ausbildung sowie zur Differenzierung von Studiengängen , sollten die 
internationale Diskussion um die Anerkennung und die Anforderungen an 
Hochschulbildung berUcksichtigt werden. 

Mit der gesellschaftlichen Umwälzung in der DDR verändern sich (auch) die 

Prämissen fUr die Hochschulbeziehungen zu den Ländern Osteuropas. Ihre 

Neubestimmung ist unabdingbar. Die derzeit zu beobachtende Neigung zum 

Abbruch von Kontakten und Projekten, ohne diese auf ihren wissenschaftli­
chen Nutzen zu prUfen, widerspricht der Interessenlage der DDR und des 

kUnftig vereinten Deutschlands. Es gilt vielmehr, das Potential der DDR 
und ihre Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit osteuropäischen Ländern 

einzubringen und zu nutzen. Die veränderten Bedingungen verlangen, daß 
Nachwuchswissenschaftler verstärkt gefördert werden, daß an der Zusammen­
arbeit westeuropäische Wissenschaftler beteiligt werden, daß schließlich 

die Projekte wissenschaftlich anspruchsvoll sind. Kurzfristig ist jedoch 
mit rUckläufiger Entwicklung zu rechnen: 
So durfte z.B . das AuslandsstudiUD1, das in Ländern Osteuropas absolviert 

wurde - mit Ausnahme philologischer Fachrichtungen - zunächst an Attrak­
tivität einbUßen, zumal mit der EinfUhrung der D-Hark andere, bislang 
unerreichbare Studienländer offenstehen. 

Empfehlung 
Wissenschaftler bzw. Hochschulen und Einrichtungen der DDR sollten sich 

den Prozessen der Internationali.sierung als einer komplexen Aufgabenstel­
lung zuwenden und entsprechende europäische Aktivitäten unterstUtzen. Die 
Abschätzung sozialer und ökologischer Folgen von Technikentwicklung, 

Beiträge zur tlberwindung des soz,ialen, wissenschaftlichen und ökono­
mischen Leistungsgefälles in Europa und in der Welt, Konzepte zur Re­
gionalentwicklung u. a. m. wären Arbeiten, mit denen internationale Kon­

kurrenzfähigkeit zu erlangen ist:. Berlin sollte sich, dem Vorschlag der 

UdSSR zur GrUndung einer "Universität der Völker Europas' folgend, als 

Standort fUr eine solche Institution bewerben. 

9.3. Die veränderten gesellschaftlichen Bedingungen in der DDR verlan­

gen fUr die Beziehungen mit den Entwicklungsländern ein neues Konzept. 

Dominierte bei der regionalen Sc:hwerpunktsetzung der Bildungshilfe der 
DDR in der Vergangenheit die politisch-ideologische Motivation, so wird 

dieses Kriterium kUnftig nicht mehr relevant sein. Dennoch ist aber zu 
sagen, daß die Konzentration in der Entwicklungszusammenarbeit auf die 

'least developed countries" - aus welchen GrUnden auch immer - aktuellen 

objektiven Erfordernissen entspi:ach. An den erreichten Stand der Zusam­
menarbeit mit jenen Ländern sol l te angeknUpft werden . Zugleich sollte der 
neu entstandenen Gefahr begegnet: werden, daß nunmehr ausschließlich öko­

nomische Aspekte die Entwicklungshilfe bestimmen, demzufolge neuere­

gionale Prioritäten gesetzt werden, die nicht unbedingt dem Kriterium der 
BedUrftigkeit entsprechen. 
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Ellpfehlungen 

1) Die Konzentration auf die personelle Zusammenarbeit könnte sich auch 

fUr die Zukunft als eine tragfähige strategische Linie erweisen. Die DDR 
verfugt hier in einigen Bereichen Uber beachtenswerte Erfahrungen und 
Kompetenz. 

Die studentische Massenbildung (noch dazu vornehmlich im Grundstudium), 
die bisher vor allem angeboten wurde, sollte aufgegeben werden zugunsten 

einer problem- und funktionsorientierten Spezialausbildung fUr Fach- und 

PUhrungskräfte. Dies entspricht eher den BedUrfnissen der Entwicklungs­
länder, und es ist mit größeren Multiplikatoreffekten zu rechnen. 

PUr die langfristige Expertenentsendung sollte nicht mehr der Grundsatz 
gelten, einen möglichst hohen personellen Eingriff zu erreichen, sondern 
es sollten folgende international verbreitete Tendenzen berUcksichtigt 
werden: 

- eine kUrzere Dauer des Einsatzes von Experten (eine Beeinträchtigung 
der Effektivität ist dadurch nicht zu erwarten), 

- eine abnehmende Personalintensität bei den Projekten. (Die von der DDR 
bisher praktizierte Projektarbeit als reine Personalprojektarbeit ist 
in Frage zu stellen.) 

- ein RUckgang im Einsatz von Langzeitexperten zugunsten eines erhöhten, 

mehrmaligen Einsatzes von Kurzzeitexperten, 
- ein größerer Einsatz von sogenannten integrierten Fachkräften, einer 

Kategorie, die in der DDR bisher kaum existiert. 

3) Die Konzentration in der Projektarbeit auf nur zwei Projekte im 

Bereich des Hochschulwesens macht deutlich, daß die eigentliche Stärke 

der DDR in der Zusanmenarbeit mit Entwicklungsländern in der Vergangen­
heit in ihrem Potential an Humankapital lag. Eine Kombination von finan­

zieller und materiell-technischer Hilfe wäre geeignet, dieses Potential 

weiterhin, aber bei größerer Wirksamkeit zu nutzen. 

Die Erfahrungen der DDR in der Entwicklungspolitik, insbesondere die hier 

wie in allen entwickelten Ländern eingetretene Krise Ende der 70er/Anfang 

der B0er Jahre, machen deutlich, daß es keine Alternative zur Europäisie­
rung und schließlich Internationalisierung der Entwicklungshilfe gibt. In 
ein humanistisches Konzept international koordinierter Entwicklungs­

politik, das von einem wirklich globalen Ansatz und den tatsächlichen 

BedUrfnissen der Entwicklungsländer ausgeht, muß die DDR-Wissenschaft ihr 

Denkpotential einbringen. 

10. Leitung und Organisation der Hochschulen 

10.1. Die Verordnung Uber die Aufgaben der Universitäten vom 25.2.1970 
ist in der Praxis außer Kraft gesetzt. Die sich in der Leitung der 

Universitäten und Hochschulen gegenwärtig vollziehende Reform hat zum 
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Ziel, die Mechanismen des demokratischen Zentralismus zu Uberwinden, die 

von dirigistischer Leitung und zentral vorgegebener Detailplanung gekenn­

zeichnet und mit der Paralyse einer wirklich demokratischen Mitbest inmrung 

der Hochschulmitglieder verbunden waren. FUr diesen Prozeß fehlt jedoch 

eine rahmenrechtliche Regelung . Gegenwärtig muß von einem "rechtlosen 

Zustand" auf dem Gebiet der Leitung und Organisation gesprochen werden. 

Es kann aber eingeschätzt werden, daß sich die Reform dadurch nicht 

wesentlich verzögert vol lzieht , denn 

- zusammen mit den Statutengrundsätzen, die von den Mitgliedern der 

Hochschulen bestätigt wurden, sind in freien und geheimen Wahlen Gre­

mien und Räte gebildet worden, die bereits Wahl- und Entscheidungsfunk­

tionen (Wahl von Rektoren, Prorektoren , Dekanen; Reform der Hochschul­

bildung und -forschung) wahrnehmen. 

- die Rechtsunsicherheit wird UberbrUckt, indem sich die Hochschulen bei 

der Veränderung der Leitung unmittelbar am Hochschulrahmengesetz der 

BRD und der entsprechenden Ländergesetze orientieren. 

Durch die Bildung von Ländern entsteht eine föderale Struktur, die der 

Ausgangspunkt ist, um die Demokratie der Leitung der Universitäten und 

Hochschulen durchgreifend und differenziert gestalten zu können. FUr 

mögliche gesetzliche Regelungen gibt es drei Alternativen: 

1 . Beschluß Uber ein Hochschulrahmengesetz der DDR durch die Volkskammer, 

ergänzt durch den Erlaß spezifischer Anordnungen, 

z. Novellierung des Hochschulrahmengesetzes der BRD fUr Gesamtdeutsch­

land, in dem die spezifischen Bedingungen der DDR-Hochschulen berUck­

sichtigt werden, 

3 . Beschluß der Volkskammer zur Übernahme des Rahmengesetzes der BRD 

gemäß Staatsvertrag Artikel 4, Satz 1. 

Auf dieser Grundlage könnte der Ministerrat Übergangsregelungen erlassen, 

b·evor Beschlusse Uber die zukUnft igen Ländergesetze und die Universitäts­

satzungen gefaßt werden. 

Bevorzugt werden könnte die dritte Variante, Variante zwei ist vermutlich 

unrealistisch . Unabhängig davon, fUr welche Alternative man sich ent­

scheidet, sollte die Annäherung der Leitung und Verwaltung der Hochschu­

len der DDR an die Hochschulen der BRD durch Regelungen in den Grundstu­

dienrichtungen gefördert werden. 

Empfehlungen 
1) Die Leitung und Verwaltung wird durchgreifend demokratisiert, die 

Autonomie und Selbstverwaltung der Hochschulen wird gewährleistet. Dazu 

gehört: 
- die Akzeptanz der Mitgliedergruppen (Hochschullehrer, Studenten, wis­

senschaftliche Mitarbeiter, Arbeiter und Angestellte) und ihrer spezi­

fischen Interessen, bei BerUcksichtigung der besonderen Verantwortung 

der Hochschullehrer fur die Lehre und Wissenschaft, 
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- die Bildung entsprechender zentraler und dezentraler Kollegialorgane, 
Räte und Gremien durch freie und geheime Wahlen, 

- die konsequente Durchsetzung des Kollegialprinzips, d.h . kollektive 
Entscheidung Uber die Grundfragen der Entwicklung der Hochschulen, 

Oberwindung nicht gerechtfertigter , noch vorhandener Formen der Einzel­
leitung, 

- den Grad der Öffentlichkeit und der Informiertheit aller Hochschul­
mitglieder Uber die Wirksamkeit der Gremien und ihre Entscheidungen zu 

erhöhen. 

2) Die wissenschaftliche Verantwortung und die Kompetenzen der wissen­
schaftlichen Grundstrukturen der Hochschulen werden erweitert. Unabhängig 

von organisatorischen Formen (Fachbereichen, Fakultäten, Sektionen) wird 
die akademische Selbstverwaltung ausgeprägt und die Deformationen, die 
nach der 3 . Hochschulreform entstanden, werden Uberwunden. Im besonderen 
werden die Stellung und die Rechte des Lehrstuhls und des Lehrstuhllei­

ters entsprechend den akademischen Traditionen angestrebt. Die Aufgaben 
und Befugnisse des Lehrstuhls sind der Ausg~ngspunkt fUr die Gestaltung 
der gesamten Leitungsbeziehungen auf den unterschiedlichen Ebenen der 

Hochschulen . 

3) Eine einheitliche Verwaltung wird durchgesetzt, und zwar auf allen 

Gebieten. Die Hochschulverwaltung wird in Verantwortung demokratischer 

Organe und des Rektors der Hochschulen als Einheit von Selbst- und 
Staatsverwaltung und im gleichen Sinne als Einheit von akademischer und 

Ressourcenverwaltung konzipiert und gestaltet. Das Leitungs- und Verwal­
tungspersonal wird auf einen effektiven Wissenschaftsbetrieb orientiert 
und bei umfassender Nutzung moderner Kommunikationstechnik auf ein not­

wendiges Maß begrenzt. 

4) Der Leitung und Organisation an den Hochschulen wird im Sinne der 

Autonomie und Selbstverwaltung ein ausreichender Handlungsraum fUr unter­
schiedliche Strukturen und Organisationslösungen gesichert. Je nach spe­

zifischem Profil, nach Größe und in BerUcksichtigung territorialer Bedin­

gungen sowie der Tradition der Hochschule und dem erklärten Willen der 

Hochschulmitglieder sollten differenzierte Lösungen ermöglicht, toleriert 

und auch gefördert werden. 

11. Arbeitskräfte im Hochschulwesen 

11.1. Die b~sondere Stellung der lebendigen Arbeit in den Arbeitspro­
zessen, die sich im Hochschulwesen vollziehen, und das hohe Qualifika­

tionsniveau der Beschäftigten rucken den rationellen Arbeitskräfteeinsatz 
in den Mittelpunkt des Interesses bei Oberlegungen zur perspektivischen 

45 



Entwicklung des Hochschulwesens. Die Reproduktion des Arbeitskräftepoten­
tials wird besonders beeinflußt von 

- den zu erbringenden Leistungen, 

- der Einordnung der personellen Ressourcen in die ökonomischen Möglich-

keiten der Volkswirtschaft, 

- der bisherigen Bestandsentwicklung und 
- den inneren Reproduktionserfordernissen. 

Das Hochschulwesen der DDR verfUgt Ober ein sowohl quantitativ als auch 
qualitativ beträchtliches Arbeitskräftepotential. 1988 waren an den Uni­
versitäten, Hochschulen und medizinischen Akademien der DDR (ohne militl­

rische Hochschulen) rund 101 000 Arbeitskräfte (VbE)+ tätig. Auf den 
Hochschulbereich entfallen knapp 66 000, der medizinische Bereich umfaßte 

35 500 Arbeitskräfte (vgl. Anlagen 11 und 12). 
Als Hauptkomponente fUr die Leistungsentwicklung werden die Bildungslei­
stungen angesehen. In der Besetzung mit wissenschaftlichem Personal haben 
die Universitäten und Hochschulen, die dem ehemaligen Ministerium fUr 

Hoch- und Fachschulwesen direkt nachgeordnet waren••, im Jahr 1989 -

bei BerUcksichtigung der Leistungen in der postgradualen Weiterbildung -
folgenden Stand erreicht: 4,8 Direktstudenteneinheiten+++ auf 1 Ange­

hörigen des wissenschaftlichen Personals (VbE) bei einem Forschungs­
anteil von durchschnittlich 26 % am Arbeitszeitfonds. (Die Berechnungen 
klanmern den medizinischen Bereich aus.) Dieser Koeffizient bewegt sich 

seit Mitte der 70er Jahre zwischen 4,4 und 5,2. Damit reprlsentiert er im 

Vergleich zu anderen Ländern, auch gegenUber der BRD, ein sehr hohes 

Niveau. 
Im Hochschulwesen der DDR gibt es bisher - von Ausnahmen abgesehen -
keine Normative oder Richtwerte fUr den Einsatz von Wissenschaftlern. 
Wllrden zur Berechnung möglicher Ausbildungskapazitäten an DDR-Hochschulen 

vom Wissenschaftsrat der BRD empfohlene Personalrichtwerte 'Studierende 

je Stelle wissenschaftliches Personal' fUr den Bestand der DDR-Hochschu­
len an wissenschaftlichem Personal angewendet, erglbe sich eine mögliche 
Steigerung der Bildungsleistungen um etwa das Eineinhalbfache - von rund 

125 000 Studierenden auf etwa 300 000 Studierende (im Direktstudium). 

+ VbE • Vollbeschäftigteneinheit; Arbeitskräftekennziffer, bei 
der Teilzeitbeschäftigte entsprechend ihrer Arbeitszeit in 

Vollzeitbeschäftigte W11gerechnet werden. Sie werden im Jahres­

durchschnitt und per Stichtag ausgewiesen. 
++ Sie umfassen 85 r der personellen Kapazitäten aller DDR­

Hochschulen. 
+++ Direktstudenteneinheit• Umrechnung der verschiedenen Studienformen 

mit Hilfe differenzierter Koeffizienten, um eine synthetische Lei­

stungskennziffer der Bildung zu erhalten. 
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Diese Berechnungen berUcksichtigen jedoch nur die personelle Komponente 
und mUssen durch Berechnungen zu den benötigten anderen Resssourcen 

untersetzt werden. Es wird deutlich, daß die Anwendung hinreichend objek­
tivierter Richtwerte kUnftig einen ·wesentlichen Aspekt bei Arbeitskräfte­
planungen im Hochschulwesen bilden ·wird. 

11.2. Die effektive Nutzung des Gesamtpotentials und die Sicherung 

seiner einfachen Reproduktion ist gegenwärtig eine sehr brisante Frage. 
Erforderliche Prof i lierungen können im wesentlichen nur. Uber eine be­
darfsgerechte Ersatzbedarfsdeckung ·vollzogen werden . Am Zentralinstitut 

fUr Hochschulbildung durchgefUhrte Ersatzbedarfsberechnungen fUr alle 
Beschäftigtengruppen der dem ehemaligen Ministerium fUr Hoch- und Fach­
schulwesen direkt nachgeordneten Universitäten und Hochschulen belegen, 

daß der Ersatzbedarf in den 90er Jahren erheblich ansteigen sowie im 

Vergleich der einzelnen Jahre und d,er Beschäftigtengruppen sehr ungleich­
mäßig verlaufen wird. Im Hochschulbereich (ohne Medizin) scheiden in den 
90er Jahren allein wegen Erreichen des Rentenalters jährlich zwischen 800 
bis 1 650 Arbeitskräfte aus . Bis zwn Jahr 2000 werden aus AltersgrUnden 
die Planstellen von mehr als einem Drittel des Bestandes an wissen­

schaftlichem Personal und einem Viertel des Bestandes an nichtwissen­

schaftlichem Persona l frei. Dieser ,absehbare Verlauf der Reproduktion 

macht deutlich, daß im Rahmen der E:rsatzbedarfsdeckung beträchtliche 

Spielräume entstehen , die in den 90,er Jahren durch eine gezielte Stellen­
plan- und Personalpolitik genutzt w,erden könnten. 
Der Reproduktionsverlauf wissenscha:ftlicher Arbeitskräfte wird außerdem 
beeinflußt durch innere Reproduktionserfordernisse wie 
- die stllndige Vertretung von Lehrg,ebieten an Hochschulen; 
- den Erhalt eines bestimmten Grundbestandes an wissenschaftlichem Perso-

nal infolge des relativ stabilen Hochschulnetzes; 
- nur bedingt mögliche Veränderunge1l\ beim Arbeitskräfteeinsatz aufgrund 

studentischer Gruppenausbildung; 

- die Gewährleistung von relativer Stabilität in der Besetzung der Lehr­
gebiete wegen der langen Zeiten filr die Reproduktion der Hochschulleh­

rer und wegen der Sicherung des n,otwendigen hierarchischen Aufbaus beim 

wissenschaftlichen Personal. 

Diese Aspekte verdeutlichen, daß da:s wissenschaftliche Arbeitskräftepo­

tential relativ schwerfällig und ze.itverzögert auf veränderte Anforderun­
gen reagiert. Das unterstreicht die hohe Bedeutung der Arbeit mit dem 

wissenschaftlichen Nachwuchs . 

11.3. Um eine höhere Effizienz in d,an Leistungsprozessen an den Hoch­
schulen zu erreichen, ist es notwendig, die Beschäftigtenstruktur des 

wissenschaftlichen Personals neu zu durchdenken, inbesondere hinsichtlich 
der Möglichkeit, den Anteil befrist,at beschäftigter Wissenschaftler zu 
erhöhen. Ein befristetes Arbeit s rechtsverhältnis ist gegenwärtig nur fUr 

Assistenten möglich. Der mit der dritten Hochschulreform angestrebte 
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Anteil von 40 % am wissenschaftlichen Personal ist nie erreicht worden, 

er ist sogar bis auf weniger als 20 % gesunken. 

Empfehlungen 

1) Anders als bisher sollte es kUnftig nur LehrstUhle geben , nicht mehr 

LehrstUhle und Dozenturen. Den auf die LehrstUhle zu berufenden Professo­

ren sollten nach Art der Hochschule und Bedeutung der Wissenschaftsdiszi­

plinen, die sie vertreten, unterschiedliche Gehaltsgruppen zugeordnet 

werden. Denkbar wäre auch die befristete Berufung eines Wissenschaftlers 

auf einen Lehrs tuhl. Die Befristung sollte dann auf 3 bis 5 Jahre be­

grenzt werden. Erst danach sollte die Entscheidung Uber die Berufung als 

Professor auf Lebenszeit getroffen werden. 

Eine andere zu prUfende Möglichkeit wäre die WiedereinfUhrung des Lehr­

stuhls als Institution bzw. Ordinariat, jedoch mit differenzierter finan­

zieller Ausstattung, abhängig von der Art der Hochschule und der Bedeu­

tung dieses Lehrstuhls für das Profil der Hochschule . Am Lehrstuhl wäre 

dann weiteres wiss enschaftliches Personal in befristetem und unbefriste­

tem Arbeitsrechtsverhältnis beschäftigt. Neben dem Ordinarius als Lehr­

stuhlleiter könnten weitere Professoren am Lehrstuhl tätig sein. 

2) Es sollte eine einheitliche Assistengruppe durch Zusammenfassung der 

Oberassistenten und der unbefristeten Assistenten gebildet werden. Sie 

sollten in unbefristetem Arbeitsrechtsverhältnis mit qualifikat ionsgebun­

dener Gehaltsregelung (B-promoviert, A-promcviert, ohne Promotion) ste­

hen. Dies wUrde dazu beitragen, die Reproduktionsbasis fUr Hochschulleh­

rer zu verbreitern. 

Werden die Kategorien unbefristete Assistenten und Oberassistenten beibe­

halten , wäre es erforderlich, 

Oberassistenten ohne Promotion B den unbefristeten Assistenten, 

unbefristete Assistenten ohne Promotion A den befristeten Assistenten 

zuzuot;dnen und 

fUr ältere Mitarbeiter ohne diese Qualifikationsnachweise personenge­

bundene Regelungen zu erlassen. 

Die Möglichkeiten fUr Assistenten, die im befristeten Arbeitsrechtsver­

hältnis stehen , die Promotion A zu erwerben, sollten erweitert werden. 

Außerdem sollten Assistenten in befristetem Arbeitsrechtsverhältnis auch 

B-promovieren können. 

3) Die Planstellen fUr Lektoren und Lehrer im Hochschuldienst sollten 

auf den Umfang reduziert werden, wie er aus der Tätigkeit dieser Beschäf­

tigten ableitbar ist. 

4) FUr das wissenschaftliche Management an Hochschulen sollte eine 

Beschäftigtengruppe gebildet werden . 
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5) Bei der kUnftigen Dezentralisation von Aufgaben und Entscheidungen 
werden notwendig: 

- Planungsrichtwerte fUr die personelle Grundausstattung der Hochschulen 
mit wissenschaftlichem Personal (fUr die Wahrnehmung der Bildungsfunk­
tion), 

- personengebundene Lehrverpflichtungen fUr die Reschäftigtengruppen des 
wissenschaftlichen Personals, 

- finanzielle Richtwerte fUr die Lohnfondsplanung des nichtwissenschaft­
lichen Personals, die vom Lohnfonds fUr das wissenschaftliche Personal 
abgeleitet werden sollten. 

11.4. Der Reproduktion des Lehrkörpers kommt wegen sich wandelnder 

wissenschaftlich-technischer Anforderungen und wegen des hohen Ersatzbe­
darfs in den nächsten Jahren große Bedeutung zu. 

Empfehlungen 

1) AnknUpfend an die Erfahrunge der DDR und in Anlehnung an die Praxis 
der Nachwuchsförderung in der BRD sollte die "Zweigleisigkeit" in der 

Nachwuchsförderung, wie sie zur Zeit betrieben wird , prinzipiell beibe­
halten werden, d. h. 

- Förderung Uber Arbeits- bzw. Beschäftigtenverhältnisse im wissenschaft­
lichen Mittelbau der Hochschule (Assistenten, Oberassistenten) und 

- Förderung Uber Ausbildungs- bzw. Qualifikationsstellen an der Hoch­

schule durch Stipendien (Forschungsstudium, Promotion B- bzw. Habilita­
tionsaspirantur). 

Beide Grundformen sollten hinsichtlich der inhaltlichen, zeitlichen und 
organisatorischen Anlage UberprUft und gegebenenfalls verändert werden. 
Das Forschungsstudium als spezifischer Weg der Förderung besonders lei­

stungsfähiger junger Wissenschaftler unmittelbar nach dem Abschluß des 

Studiums sollte fortgefUhrt werden. Die negativen Seiten - ein hohes Maß 

an Spezialisierung auf Kosten solider Breite und Disponibilität - mußten 
abgebaut werden . 

Die Aspirantur (Promotion A) sollte abgeschafft werden . Die Notwendigkeit 

und Effektivität einer solchen organisierten Form der wissenschaftlichen 

Qualifizierung von Beschäftigten "aus der Praxis fUr die Praxis' ist 
bereits in den vergangenen Jahren immer fragwUrdiger geworden; unter den 

Bedingungen der Marktwirtschaft hat dieser Weg keine Perspektive. 

Anders als die A-Aspirantur hat sich die B-Aspirantur bewährt und sollte 
als Form der Förderung in der Promotion-B-Phase (Habilitation), speziell 

mit dem Blick auf die UnterstUtzung kUnftiger Hochschullehrer, ausgebaut 

werden. 

2) Die Nachwuchsförderung auf den Arbeitsstellen im Mittelbau sollte -

wie bisher - sowohl fUr befristete als auch fUr unbefristete Assistenten 
in Frage kommen . 
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Eine generelle Umstellung von Mittelbaupositionen auf Zeitverträge sollte 

nicht vorgenommen werden, dagegen gibt es auch in der BRD erhebliche 

Einwände. Altersbedingte Mobilitätsbarr i eren und Karrierechancen in au­

ßeruniversitären Berufsfeldern stehen dem aus der Sicht der betroffenen 

Nachwuchswissenschaftler ebenso entgegen wie BefUrchtungen der Hochschu­

len, durch den ständigen Personalwechsel würde die Funktionsfähigkeit der 

Hochschule in Lehre und Forschung beeint r ächtigt. 

3) Die Breitenförderung und die Förderung von potent iellen Spitzenkrä f­

ten im Nachwuchs sollten einander ergänzen. Das verlangt, Uber die "nor­

male' Nachwuchsförderung hinausgehend, besondere Maßnahmen fUr sehr l ei­

stungsfähige junge Wissenschaftler zu ergreifen. Außerdem sollten Gra­

duiertenkollegs an DDR-Hochschulen eröffnet werden, Nachwuchskräften aus 

der DDR sollten Auslandsaufenthalte an fUhrenden Einrichtungen ermöglicht 

werden, es sollten einzelne Stiftungsprofessuren an DDR-Hochschulen ein­

gerichtet werden. 

12. Bauliche Kapazitäten 

Der Gebäudebestand der dem vormaligen Ministerium fUr Hoch- un i Fach­

schulwesen unterstehenden Universitäten und Hochschulen umfaßt gegenwär­

tig ca. 28,3 Mio m• umbauten Raum. Diese Bausubstanz wird wie folgt 

genutzt: 

Lehr- und Forschungsgebäude (einschließlich 

Bibliotheken und Sportbauten) 

Klinikgebäude 

Studentenwohnheime 

42 % 

18 % 

20 % 

Verwaltung/Werkstätten/Lager/ Sozialeinrichtungen 20 % 

Nimmt man einen am Institut erarbeiteten, an Planungsrichtwerten orien­

tierten Flächenbedarf zur Grundlage, so stehen fUr Lehre und Forschung 

gegenwärtig nur ca . 75 % der benötigten Gebäudeflächen zur VerfUgung. 

Verschärft wird die Situation durch bauliche und funktionelle Mängel an 

den vorhandenen Gebäuden und Räumen. Diese Mängel sind auf das Baualter 

und den schlechten Zustand der Gebäude zurUckzufUhren . Zwar wurden 60 % 

des von den Universitäten und Hochschulen genutzten Gebäudebestandes nach 

1945 errichtet, doch weisen andererseits 34 % des Gebäudevolumens ein 

Baualter von Uber 60 Jahren auf . Nur 31 % der Gebäude befinden sich in 

einem guten Zustand, 12 % weisen schwere Schäden auf oder sind gänzlich 

unbrauchbar. 

Neben den technischen und funktionellen Mängeln, die die e i nzelnen Hoch­

schulgebäude haben, wirkt sich auch der Standort oft negativ auf die 

Nutzbarkeit der Gebäude aus (z.B . StöreinflUsse, Zersplitterung auf 

Teilstandorte) . Eine grundlegende Verbesserung dieser Situation setzt 

umfangreiche Investitions- und Werterhaltungsmaßnahmen voraus . Nach den 
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bisher in der DDR angewendeten Planungsrichtwerten und nach den Vorstel­

lungen der Hochschulen wurde im Jahre 1988 ein Gesamtinvestitionsbedarf 

von ca. 9,3 Mrd. M, darunter ein Bauanteil von 3,2 Mrd . M, ermittelt . 

Besonders vordringlich sind Investitionsvorhaben mit einem Umfang von 2,2 

Mrd. M, darunter 1,2 Mrd . M Bauanteil, die der Sicherung der Betriebsfä­

higkeit der vorhandenen Gebäude und dem Erhalt der Kapazitäten dienen. 
Diese Vorhaben verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Hochschultypen 

- Universitäten (ohne Medizin) 

- Technische Universitäten, Technische 

Hochschulen, Ingenieurhochschulen 

- ökonomische Hochschulen 

Hochschulbereich gesamt 

- Universitäten (Bereich Medizin) 
- Medizinische Akademien 

Medizinischer Bereich gesamt 

Nach kUnftigen Ländern der DDR ergibt sich folgende 

telten vordringlichen Investitionsbedarfs: 

- Mecklenburg/Vorponnnern 

- Berlin/Brandenburg 

- Sachsen-Anhalt 

- ThUringen 
- Sachsen 

20 % 

31 % 

1 % 

52 % 

34 % 

14 % 

48 %. 

Verteilung des ermit-

19 % 

10 % 

19 % 

16 % 

36 % • 

Im Hinblick darauf, daß bei der Festlegung des Bedarfs teilweise Minimal­
werte angenonnnen wurden, die heute nicht mehr vertretbar sind, muß davon 

ausgegangen werden, daß der tatsächliche Aufwand 25 bis 30 % Uber den 

ermittelten Angaben liegt. Da vorläufig mit einer Umrechnung auf DM­

Baupreise von 1 : 1 gerechnet werden kann, ist fUr die Universitäten und 

Hochschulen, die dem ehemaligen MHF unterstanden, mit einem Investitions­

bedarf (ohne AusrUstungsreproduktionl) von 2,7 bis 2,8 Mrd. DM zu rech­

nen. 

FUr den Erhalt der Bausubstanz (Generalreparatur und laufende Instandhal­

tung) wurde ein Aufwand von 225 Mio. M/Jahr ermittelt. Da in der BRD die 

gebäudetechnische AusrUstung dem Gebäude zugerechnet wird, ist daraus ein 

Bedarf von 280 bis 300 Mio. DM pro Jahr abzuleiten. 

Die gegenwärtig verfUgbare Bausubstanz entspricht weder quantitativ noch 

qualitativ den aktuellen Anforderungen, wie sie in der Lehre, der For­

schung und der medizinischen Betreuung gestellt werden. Deshalb kann in 

bezug auf die materielle Basis im Hochschulwesen der DDR nicht mit Kapa­

zitätsreserven gerechnet werden. Eine Erhöhung der Leistungen, z.B. 

durch mehr Studierende, wUrde Uber die oben genannten Werte hinausgehende 

Investitionen voraussetzen . Bei einer Erweiterung der Ausbildungskapa­

zität ohne Erhöhung der Mitarbeiterzahl wäre mit folgenden zusätzlichen 
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Investitionen zu rechnen: 

Geisteswissenschaften 

Technische Wi ssenschaften 

Naturwissenschaften 

Medizin 

15 TDM/Studienplatz 

35 TDM/Studienplatz 

GO TDM/Studienplatz 

75 TDM /Studienplatz . 

Wird der bisherige Umfang an sozialer Betreuung de r Studenten (Mensa, 

Wohnheim) beibehalten, sind weitere Investitionen in Höhe von 26 bis 28 

TDM/Studienplatz erforderlich. 

Falls an den Hochschulen der Personalbestand reduziert wird, können 

eventuell gewisse Reserven bei den Räwnen fUr die Ausbildung erschlossen 

werden, soweit in der Vergangenheit Ausbildungsräume in Arbe i ts räume fUr 

Mitarbeiter umgewandelt wurden. Der Effekt sol cher Maßnahmen kann jedoch 

gegenwärtig nicht eingeschätzt werden . 

In der medizinis chen Betreuung mußte bei bi sherigen Untersuchungen von 

der Prämisse ausgegangen werden, daß die fUr Ausbildungszwecke relativ 

hohe Anzahl an Patientenbetten (1 ,43 Bett/ Stud.) beizubehalten ist. Nach 

einer neuen Abstimmung mit dem allgemeinen Gesundheitswesen Uber die 

Versorgungsaufgaben könnte der erforderliche Investitionsaufwand fUr die 

Hochschulkliniken reduziert werden. 

Es sei betont, daß bei den verschiedenen Varianten, die Leistun.gsentwick­

lung des Hochschulwesens in der DDR zu verbessern , der Sicherung de r 

Betriebs- und Nutzungsfähigkeit der vorhandenen Bausubstanz Priorität 

eingeräumt werden muß . Die Ausbildungskapazit~t zu erweitern kann erst 

dann erwogen werden, wenn das fUr die Universitäten und Hochschulen 

verfUgbare jährliche Investitionsvolumen (ohne AusrUstungsreprodukt ionl) 

deutlich Uber 500 bis 600 Mio. DM steigt. 

13. AusrUstungen 

13.1. Die AusrUstungen, ihr En twicklungsstand und ihre Nutzung haben 

als 'aktiver' Teil der Grundfonds großen Einfluß a uf den Wirkungsgrad der 

lebendigen Arbeit . Im Vergleich zu den baulichen Grundfonds haben sie 

eine wesentlich kUrzere Nutzungsdauer, unterliegen einer schnelleren 

Entwicklung und daher dem rascheren moralischen Verschleiß , so daß sie 

kurzfristiger reproduziert werden mUssen. Im Jahre 1989 verfugten die 

Universitäten und Hochschulen der DDR (einschließlich pädagogischer Hoch­

schulen) Uber ein AusrUstungsvolumen von 3 435 342 TM. Das entspricht ca. 

47 % des Gesamtgrundmittelbestandes (bauliche und AusrUstungsgrundfonds). 

Der durchschnittliche Verschleißgrad der AusrUstungen der Universitäten 

und Hochschulen beträgt ca. 66 % (der Verschle ißgrad des Gesamtgrundmit­

telbestandes beträgt ca . 48 %, vgl. Anlage 13). 

Die durchschnittliche Fondsausstattung und der relativ hohe Verschleiß­

grad der AusrUstungen soll bei einigen Sektionen sichtbar gemacht werden. 
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TM/VbE Verschleiß 

in Z 
Physik 63,4 77,7 
Chemie 43,5 79,4 

Biologie 30,9 76,5 

Verfahrenstechnik 34,1 65,3 

Elektrotechnik 119,2 66,7 

Mit dem derzeitigen AusrUstungsbestand vieler Hochschulen in der DDR kann 

der Student durchaus Grundlagen, Wirkungsweise und -prinzipien im Rahmen 

einer Grundausbildung kennenlernen. Jedoch sind die Geräte und AusrU­

stungen, an denen er ausgebildet wird, zu einem zu großen Teil moralisch 

verschlissen. 

Das Fehlen von ausreichend modernen AusrUstungen in vielen naturwissen­

schaftlichen und technischen Fachrichtungen muß als eine von mehreren 

Ursachen gesehen werden, daß die Wirtschaftsbetriebe Kritik an den Fähig­

keiten der Absolventen Uben. Vielfach benOtigen die Absolventen eine 

lange Einarbeitungszeit an z. T. bereits Ublichen IndustrieausrUstungen. 

Der kUnftige AusrUstungsbedarf sollte formuliert werden, indem von den 

Inhalten der Lehr- und Forschungsprozesse ausgegangen wird. Das bedingt 

die Bestimmung der gebrauchswertmäßigen Struktur des erforder l ichen Aus­

rUstungsbedarfs und dessen Weiterentwicklung. 

Im folgenden seien Beispiele genannt, die die Situation an den Hochschu­

len kennzeichnen: 

- Auf dem Gebiet der Werkzeugmaschinen (Fräs-, Bohr-, Schleifmaschinen) 

ist Uber Jahre hinweg nicht der dringendste Bedarf abgedeckt worden. 

(Die Realisierungsraten betrugen in den 80er Jahren z. T. unter 5 Z des 

angemeldeten Bedarfs.) 

- Es fehlen leistungsfähige Rechnerarbeitsplätze (z.B. 32-Bit-Rechen­

technik mit hochauflOsender Grafik). Die vorhandene Rechentechnik wird 

in vielen Fällen den gestellten Aufgaben (z . B. in der Konstruktion und 

Technologie) nur bedingt gerecht (Verarbeitungsgeschwindigkeit, Spei­

chermOglichkeit, Grafik u. a.). 

- Es existiert ein Mangel an hochwertiger Meßtechnik (schnelle Oszillo­

graphen, Zähler, Logikanalysatoren, Meßwerterfassungssysteme, Meßtech­

nik der Präzisionsmechanik u. a.). 

Aufgrund der eingeschränkten ReproduktionsmOglichkeiten sind in den Ein­

richtungen moralisch und kOrperlich verschlissene AusrUstungen, die be­

reits voll abgeschrieben sind, nicht ausgesondert worden, um sie als 

Reserve nutzen zu kOnnen. So beträgt der Anteil der voll abgeschriebenen 

Grundmittel der Sektionen Physik 52 %, der Sektionen Chemie 66 Z am Gesamt­

grundmittelbestand. 

Weiterhin hat nicht zuletzt die Preisgestaltung be i vielen benOtigten 

Industriegeräten die Einführung neuer AusrUstungen in Lehre und Forschung 

verzOgert. 



13.2. Es ist unumgänglich, von der bisherigen zentralen Planung der 

AusrUstungen (bedingt durch defizitäre Beschaffungsmöglichkeiten und 

realisiert durch die Bilanzierung, ein Hilfssystem der Planung) abzuge­

hen . In der Marktwirtschaft und bei der relativ großen Eigenständigkeit 

der Hochschulen in bezug auf die Verwendung ihrer Mittel wird die ZufUh­

rung der Ausrüstungen kUnftig vor allem durch die den Hochschulen zur 

VerfUgung stehenden finanziellen Mittel bestimmt . Die im folgenden dar­

gestellten Ergebnisse einer Auswertung der wichtigsten Finanzierungsquel­

len fUr AusrUstungen im Hochschulwesen der BRD können Anhaltspunkte fUr 

die kUnftige Finanzierung der AusrUstungen im Hochschulwesen der DDR 

geben: 

Nach dem Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe 'Ausbau und Neubau von 

Hochschulen'+ (Hochschulbauförderungsgesetz, im folgenden HBFG) ge-

hören zum Ausbau und Neubau von Hochschulen auch die Ausgaben fUr Großge­

räte, die mehr als 150 TM kosten. Entsprechend werden sie Uber das HBFG 

finanziert. Hier also zahlen der Staat und das jeweilige Land. 

Der Anteil dieser Großgeräte am Gesamtwert aller Geräte beträgt ca. ein 

Drittel. Großgeräte als Teil der Ersteinrichtung müssen zusammen mit den 

Baumaßnahmen als Einzelvorhaben in den Rahmenplan aufgenommen werden. FUr 

die Ersatz- und Ergänzungsbeschaffungen von Großgeräten sehen die Länder 

in ihrer Anmeldung zu den jährlichen Rahmenplänen Globalbeträge vor. 

Daraus können die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem 

Wissenschaftsrat empfohlenen Geräte finanziert werden. Nach einer fachli­

chen und apparatetechnischen PrUfung durch die DFG in Bonn spricht der 

Wissenschaftsrat zu diesen Anmeldungen Empfehlungen aus . Die Finanzierung 

erfolgt dann gemeinsam durch den Bund und das jeweilige Land . Eine Finan­

zierung von Großgeräten kann aber auch außerhalb des HBFG erfolgen : 

- durch verschiedene Förderungsprogramme fUr EDV-Geräte, 

- im Rahmen von Forschungsaufträgen (u . a. Förderungsverfahren der DFG, 

aber auch durch die Stiftung Volkswagenwerk), 

- durch Programme des Bundesministeriums fUr Forschung und Technologie , 

- durch die Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen 

(AIF). 

Zu erwähnen ist, daß Ersatzbeschaffungen fur Geräte-unter 150 TM allein 

von den Ländern finanziert werden. 

FUr die neuen Verwaltungsstrukturen auf dem Gebiet der DDR mUssen die 

Finanzierungsmodelle noch ausgearbeitet werden. Dabei wären die gemein­

same Verantwortung von Bund (Rahmengesetzgebung) und Ländern (Gründungs­

und Organisationsgewalt, Rechtsaufsicht , Finanzhoheit, Personalhoheit) und 

die spezifischen Gegebenheiten in der DDR zu beachten . 

+ Fassung vom 22.12.1971 
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Anlage l 

Liste der Universitäten und Hochschulen nach zukllnftigen Ländern 

Land 

Berlin 

Brandenburg 

Mecklenburg 

Sachsen­

Anhalt 

Einrichtungen 

Humboldt-Universität zu Berlin 
Ingenieurhochschule Berlin 
Ingenieurhochschule Berlin-Wartenberg 
Hochschule fUr ~konomie 'Bruno Leuschner• Berlin 

Kunsthochschule Berlin 

Hochschule fUr Musik "Hanns Eisler' Berlin 

Hochschule fUr Schauspielkunst "Ernst Busch•, Berlin 
Pädagogische Hochschule Berlin+ 

Hochschule fUr Bauwesen Cottbus 
Hochschule fUr Film und Fernsehen, Potsdam-Babelsberg 
Pädagogische Hochschule "Karl Liebknecht" Potsdam 
Hochschule fur Recht und Verwaltung Potsdam-Babelsberg 

Universität Rostock 

Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald 
Technische Hochschule Wismar 
Hochschule fUr Seefahrt WarnemUnde-Wustrow 

Pädagogische Hochschule "Liselotte Herrmann• GUstrow 

Pädagogische Hochschule Neubrandenburg 

Martin-Luther-Universität Halle 
Technische Universität ' Otto von Guericke' Magdeburg 

Technische Hochschule 'Carl SchorleDllller' Leuna-Merseburg 

Technische Hochschule Knthen 

Medizinische Akademie Magdeburg 
Hochschule fUr Land- und NahrungsgUterwirtschaft Bernburg 

Hochschule fUr industrielle Formgestaltung Halle-Burg 

Giebichenstein 
Pädagogische Hochschule "N.K. Krupskaja" Halle/Knthen 

Pädagogische Hochschule •Erich Weinert• Magdeburg 
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Sachsen 

ThUringen 

Karl-Marx-Universität Leipzig 

Technische Universität Dresden 

Technische Universität Karl-Marx-Stadt 

Bergakademie Freiberg 

Hochschule fUr Verkehrswesen "Friedrich List", Dresden 

Technische Hochschule Leipzig 

Technische Hochschule Zittau 

Technische Hochschule Zwickau 

Ingenieurhochschule Mittweida 

Medizinische Akademie "Carl Gustav Carus" Dresden 

Handelshochschule Leipzig 

Hochschule fUr bildende KUnste Dresden 

Hochschule fUr Grafik und Buchkunst Leipzig 

Theaterhochschule "Hans Otto" Leipzig 

Hochschule fUr Musik "Felix Mendelssohn-Bartholdy" 

Leipzig 

Hochschule fUr Musik 'Carl Maria von Weber" Dresden 

Institut fUr Literatur "J. R. Becher" Leipzig 

Hochschule fUr Landwirtschaftliche Produktionsgenossen­

schaften Meißen 

Pädagogische Hochschule 'K.F.W . Wander" Dresden 

Pädagogische Hochschule 'Ernst Schneller' Zwickau 

Pädagogische Hochschule "Clara Zetkin" Leipzig 

Deutsche Hochschule fUr Körperkultur, Leipzig 

Friedrich-Schiller-Universität Jena 

Hochschule fUr Architektur und Bauwesen Weimar 

Technische Hochschule Ilmenau 

Medizinische Akademie Erfurt 

Hochschule fUr Musik "Franz Liszt" Weimar 

Pädagogische Hochschule 'Dr. Theodor Neubauer' 

Erfurt/MUhlhausen 

Quelle: Vogel, H.: Welche zukUnftigen Länder der DDR haben welche 

Hochschulen? / Zentralinstitut fUr Hochschulbildung. - Ber­

lin, 1990. - (Beiträge zur Hochschulentwicklung) 

+ ergänzt: Neubildung zum 1.9.1990 aus dem Institut fUr Lehrerbildung 
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Anlage 2 

Definition der Hochschultypen der DDR 

Universit§ten/Technische Universit§ten 

Universitäten sind polyprofilierte Einrichtungen mit einer großen 

Breite mathematis~h-naturwissenschaftlicher und gesellschaftswissen­

schaftlicher sowie technisch-technologischer Fachrichtungen . Wenn­

gleich natur- und gesellschaftswissenschaftliche Disziplinen profil ­

bestimmend sind und bleiben werden, wird die Notwendigkeit gesehen, 

an diesen Bildungsstätten technisch-technologische Ausbildung srich­

tungen weiter auszubauen. Diesem Typ sind auch die Technischen 

Universitäten mit ihrem breiten polytechnischen Profil und bedeuten­

dem Anteil mathematisch-naturwissenschaftlicher und gesellschafts­

wissenschaftlicher Fachrichtungen zuzuordnen . 

Technische Hochschulen 

Technische Hochschulen sind in der Regel polyprofilierte Einrichtun­

gen mit einem weniger breiten technisch-technologischen Hauptprofil, 

einem bedeutenden Anteil mathematisch- naturwissenschaftl icher Fach­

richtungen und ihnen zugeordneter gesellschaftswissenschaftlicher 

Ausbildung . 

Spezialhochschulen 

Spezialhochschulen sind weitgehend monoprofilierte Einrichtungen , auf 

einen Volkswirtschafts- bzw. Wissenschaftszweig (z . B. Verkehrswesen, 

Ökonomie, Medizin) orientiert. Ihr Hauptprofil wird durch gesellschafts­

wis senschaftliche und ggf. naturwissenschaftliche Disziplinen ergänzt . 

Diesem Typ sind weiterhin die pädagogischen, die agrarökonomischen , 

staats- und rechtswissenschaftliche Hochschulen sowie Ingenieur-, Sport­

und Kunsthochschulen zuzuordnen. 
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Anlage 3 

Häufigkeit der Ausbildung im Direktstudium nach Wissenschaftszwei-

gen/Fachrichtungen (ohne künstlerische Fachrichtungen) 

Stand: Studienjahr 1988/89 - Zulassungen 

Wissen- Zahl der Fach- Darunter 2x 3x 4x 5x >5x 

schafts- richtungen einmalig 

zweig insgesamt 

Mathematik/Na-

turwissenschaften 23 9 7 2 1 1 1 

Technische Wiss. 92 57 6 5 6 4 4 

Medizin 2 2 

Agrarwissenschaften 19 16 1 2 

Wirtschaftswiss . 29 17 6 4 2 

Kultur- /Kunst-/ 

Sportwiss. 8 4 1 2 1 

Philosophi e /Ge-

schichte 27 18 6 3 

Literatur / Sprachen 19 11 7 1 

P!!dagogik 54 31 8 3 2 4 6 

I nsgesamt 273 163 52 21 10 11 16 

% 100 59,7 19,0 7 , 7 3 , 7 4,0 5,9 
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Anlage 4 

Absolventen des Hochschuld1rektstud1uias 1988 nach Fachrichtungsgruppen und kilnft1gen Llindern 

Nr. Fachr1chtungsgruppe Berlin Brandenburg Mecklenburg Sachsen-Anhalt S!chsen ThUr1ngen UDR tnsgesamt 

010 Mathematik 15 18 21 95 21 170 

020 Physik 41 21 25 100 32 219 

030 Che111e 59 41 147 131 48 426 

040 B1olog1e 29 23 32 39 18 141 

050 Geowissenschaften 20 10 41 80 

080 Phar111az1e 19 59 63 141 

Math./Naturw1ssensch. 172 182 298 406 119 1177 

14 6 15 5 25 3 34 5 10 l 100 

110 Masch1nen1ngen1eurw.'"" 191 403 1099 1693 

120 Werkstoff 1 ngen 1eurw. 41 144 185 

130 Verfahrens1ngen1eurw. 290 99 43 432 

140 Elektro1ngen1eurw.• 31 107 58 1035 454 1685 

150 Bautngenteurwesen 372 166 565 260 1363 

160 Stlidtebau/Archttektur 80 79 165 

170 Verkehrs 1 ngen teurw. 300 11 4 414 

180 Geod!ste/Kartographte 44 44 

190 Bergbau1ngen1eurwesen 104 104 

210 Informatik 12 152 164 

220 Verarbe1tungs1ngen1eurw. 253 253 

230 Energ1c1ngenieurwesen 102 102 

290 Spez. Ingen1etlrd1sz. 39 41 80 

Techn1kw1ssensch,:if ten 37 372 776 831 3832 836 6684 

0 6 5 6 11 6 12 4 57 3 12 5 100 ., ohne IH Berlin (Absolventen erst ab 1993: ca. 150) 

3M Medizin 605 378 329 604 350 2266 

26,1 16,7 14,5 26,1 15,4 100 

davon med. Fachr. 405 291 295 447 226 1664 

24,J 17,5 17,7 26,9 lJ,6 100 

Sto111atolog1e 200 87 34 157 124 602 

33 2 14 6 5 6 26 l 20 6 100 

320 Veter1n&r■ed1z1n 54 59 113 

330 Pflanzenproduktion 171 69 164 404 

340 T1erprodukt1on 85 60 131 276 

350 Kechan1s1eru ng d. LW ... 191 191 

360 He l 1orat tons 1ngen1eurw. 33 33 

370 Forstwtrtschaft 45 45 

380 Lebens1111tte ltechno l. -· 111 111 

390 Trop./subtrop. LW 

3L Agrarw1 ssenschaften 612 162 164 238 1176 

52 0 l3 8 13 9 20 2 100 

., wird nach neuer Fachr1chtungsnomenk latur der FRG 110 zugeordnet .. , wird nach neuer Fachrichtungsnomenklatur der FRG 130 zugeordnet 
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Nr. Fachr 1chtungsgruppe Berlin Brandenburg Mecklenbu rg Sachsen-Anhalt Sachsen ThQr1ngen DDR 1nsgesa11t 

W1rtschaftsw1ssensch. 765 115 47 3 1274 51 2678 

28 6 4 3 17 7 47 6 1 9 100 

510 Ph11osoph1e / Soz1olog1e 38 23 17 80 

520 Diplomleh rer NL - 86 86 

530 St11 at s-/Gesellsch .w1ss . 26 26 

540 Gesch1chtsw1ssensch. 39 12 15 71 

550 Rechtsw1 ssenschaft 155 76 81 67 379 

560 Psychologie 25 60 23 108 

570 81b 11otheksw1ssensch. 22 22 

580 Re g i ona lw1ssenschaften 2 23 39 

590 Kr1111na l1 st 1k 86 86 

Ph 1l. -h1st., Staats - , 

Rechtsw1ssenschaften 367 26 21 85 288 110 897 

40 9 2 9 2 3 9 5 32 1 J2 3 100 
.) entfal l t 

610 Ku lturwissenschaft 34 36 

620 Kunstw is senschaft 13 15 

630 Mus 1kw1 ssenscheft 16 

640 Theaterwissenschaft 13 14 

660 Sportwissenschaft 271 272 

690 Ttleologte 20 18 11 16 13 89 

Kultur-, Kunst -, 

Sportwissenschaften 25 19 31 354 13 442 

5 7 4 3 7 0 80 1 2 9 100 

71 0 Sprechw1 ssenschaft 10 10 

720 Ger111an1st1k 13 12 29 

760 Obr. ph11ol. W1ss. 3 

770 Journalistik 108 108 

780 Sprachmittler 71 82 158 

L1t.- , Sprachw1ss . ' 85 13 204 312 

27 2 1 6 4 2 65 4 1 6 100 

810 Hus1k 70 115 63 248 

820 Darstellende Kunst 45 31 22 98 

830 B11dende Kunst 10 24 39 

840 Angewandte Kunst 10 15 31 

850 Sc hr1ftsteller 17 17 

870 Jnd . Fonigestol tung 11 38 49 

Kunst 142 31 53 193 63 482 

29 5 6 4 11 0 40 0 13 1 100 
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,,. Fachr1chtungsgruppe Berl1n Br~ndenburg Mecklenbur g Sachsen-Anhait Sachsen Thüringen DDR 1nsges1111t 

019 DL f. Hatl'IC!11a tlk/. 79 121 141 270 273 147 1031 
029 DL f, Phystk/ 

Astrono111e 18 19 
049 Ol f. Biologie/Chemie 19 55 44 76 17 57 268 

059 OSL r. Geographie · 24 27 51 

119 OL r . Polytechnlk 41 34 J3 73 55 73 309 

549 DL f. Gesch1chte/Hus1k 19 20 

569 DL f. Staatsbürgerk . /. 25 63 140 228 

639 DL f. Musik 22 22 

659 DL Freundschafts-

p1on1erlelter/ ... .. 71 106 177 

669 DL f, Sport/ ... 67 80 69 110 71 397 

729 DL r. Deutsch/. 118 45 152 217 384 206 1122 

739 DL f . Russ isch/ . 58 108 85 99 210 59 619 

01plb111lehrer 2 427 444 578 980 1185 653 4267 

10 0 10 4 1J 5 23 0 21 8 15 3 100 

.. ) auslaufende FRG _.._) Neudeftn1t1on 1111 Gange 

118 BSL f. Maschinenbau/ 

Textiltechnik 35 55 90 

138 BSL f. Techn. Chem1e 11 11 

148 BSL f. Elektrotectmlk 32 32 

158 BSL f. Bauwesen 47 47 

318 Med1z1nplldagoglk~ 

358 BSL f. agrarwlss. FR 20 31 51 

388 BSL f. Lebensmittel-

technologle 18 18 

438 BSL f. Oatenverarb. 10 10 

448 BSL f. Wirtschaft 53 53 

Berufsschullehrer 73 35 204 312 

23 4 11 2 65 4 100 

078 OL f, Sonderschulen 52 52 

788 Lehrer t. Erwachsenen-

b1ldung Fremdsprechen 16 16 

818 Hus1kplidegogen 

t. Hus1kschulen 27 31 29 87 

Übe. p6d. Fachrichtungen 27 52 47 29 155 

11 4 33 6 30 3 18 1 100 

P!dagog1k 527 444 63011 1015 1436 682 4734 

11 1 9 4 13 J 21 4 30 3 14 4 100 

01rektstud1u11 1nsg. 3337 873 2288 3292 8829 2229 20848 

16,0 ,., 11,0 15,8 42,3 10,l 100 

................................................................................................ .. .......................................................................................................... 

1
) auBerdn 4 Absolventen der Fachr1chtungsgruppen 730 S1aw1stfk , 740 Angl1st1k und 750 Ro!lldnht1k (verschiedene Linder) 

' ) ohne PH Neubrandenburg (Absolventen ab 1994: ca . 400); au8erde11 1 Absolvent der Fachrichtungsgruppe 629 OSL fllr Kunsterziehung 
3

) Absolventen der Fachrfchtungsgruppe 318 Hedhinpädagog1k nicht jlihrllch: nur Berlin {ca. 25) 

Quelle: Vogel, H.: In welchen kDnftigen L!ndern der DDR werden welche Hochschulabsolventen ausgebildet? / Zentral1nst1tut fDr Hochschul-

b1ldung. - Berlin, 1990. (Beltrlige zur Hochschulentw1cklung) 
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Anlage 5 

Relationskennziffern Studierende, Grundmittel und Haushaltsausgaben nach 

zukUnftigen Lllndern 

Land Studierende Grundmittel Haushaltsausgaben 

je AK je HSL je Stud. j e AK je Stud . je AK 

!VbE) !VbE) !Pers . ) !VbE) !Pers.) !VbE) 
Pers. Pers. TM TM TM TM 

Berl in 2,09 22,9 60,1 125,8 27,7 58,0 

Brandenburg 2,01 19,5 35,8 71,8 17,6 35,3 

Bln.-Brandenb. 2,08 22,2 55,6 115,6 25,9 53,7 

Mecklenburg 1,00 17,0 71,0 70,7 42,0 41,8 

Sachsen-Anhalt 1,26 19,8 72,6 91,7 32,7 41,4 

Sachsen 1,82 21,8 58,2 105,8 25,6 46,4 

ThUringen 1,08 19,5 82,9 89,6 39,5 42,7 

DDR insgesamt 1,54 20,8 63,4 97,5 29,7 45,6 

Quelle: Vogel, H. : Welche kUnftigen Länder der DDR haben welche 

Hochschulen? / Zentralinstitut fUr Hochschulbildung. - Berin, 1990. 

- (Beiträge zur Hochschulentwicklung) 

AK • Arbeitskraft 

VbE • Vollbeschäftigteneinheit (s. Definition S. 46) 

HSL - Hochschullehrer 
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Anlage 6 

Definition der Hochschultypen der BRD 

Als Hochschulen werden alle nach Landesrecht anerkannten Hochschulen, 

unabhängig von der Trägerschaft ausgewiesen. Sie dienen der Pflege und 

der Entwicklung der Wissenschaften und der KUnste durch Forschung, Lehre 

und Studiwn und bereiten auf berufliche Tätigkeiten vor, die die Auswer­

tung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zur 

kUnstlerischen Gestaltung erfordern. 

Bei den statistischen Darstellungen werden größtenteils folgende Hoch­

schularten zusammengefaßt: 

- Universitäten einschließlich Technische Universitäten, Technische Hoch­

schulen sowie andere gleichrangige Hochschulen, wie z. B. medizinische 

Hochschulen, Gesamthochschulen, Eigenständige Pädagogische Hochschulen 

und Theologische Hochschulen, 

- Kunsthochschulen, 

- Fachhochschulen (ohne Verwaltungshochschulen), 

- Verwaltungshochschulen . 

Das Studiwn an Universitäten, Pädagogischen und Theologischen Hochschulen 

sowie in den universitären Studiengängen setzt die allgemeine oder fach­

gebundene Hochschulreife voraus. 

Gesamthochschulen umfassen Ausbildungseinrichtungen von Universitäten und 

Fachhochschulen, zum Teil auch von Kunsthochschulen. 

Pädagogische Hochschulen sind Hochschulen mit Promotionsrecht und zum 

Teil auch Habilitationsrecht. Sie bestehen nur noch in den Ländern Baden­

WUrttemberg und Schleswig-Holstein als selbständige Einrichtungen. Meist 

sind sie heute den Universitäten bzw. Gesamthochschulen eingegliedert und 

werden mit diesen nachgewiesen. 

Theologische Hochschulen sind kirchliche sowie staatliche Philosophisch­

Theologische Hochschulen ohne die Theologischen Fakultäten/Fachbereiche 

an Universitäten. 

Kunsthochschulen sind Hochschulen fUr Bildende KUnste, Gestaltung, Musik, 

Film und Fernsehen. Die Aufnahmebedingungen sind unterschiedlich; die 

Aufnahme kann aufgrund von Begabungsnachweisen oder Eignungsprufungen 

erfolgen. 
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Fachhochschulen (ohne Verwaltungsfachhochschulen) sind größtenteils aus 

den frUheren Ingenieurschulen und Höheren Fachschulen hervorgegangen. 

Ihr Besuch setzt die Fachhochschulreife voraus. Hier wird eine stärkere 

anwendungsbezogene Ausbildung in Studiengängen fUr Ingenieure und fUr 

andere Berufe, vor allem in den Bereichen Wirtschaft, Sozialwesen, Ge­

staltung und Informatik vermittelt. Das Studium ist in der Regel kUrzer 

als an Universitäten . 

Fachhochschulen fUr öffentliche Verwaltung (Verwaltungsfachhochschu­

len) sind verwaltungsinterne Fachhochschulen, an denen ausschließ­

lich der Beamtennachwuchs fUr den gehobenen nichttechnischen Dienst 

ausgebildet wird . 

Quelle: Grund- und Strukturdaten 1989/90 / Der Bundesminister fUr 

Bildung und Wissenschaft. - Bonn , 1989 
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Anlage 7 

Neuzulassungen zum Studium an Universitäten und wissenschaftlichen 
Hochschulen DDR/BRD nach Wissenschaftszweigen 1988 

DDR 
Wissenschaftszweig 

Hathematik/Naturwiss. 

Technische Wies. 

Medizin 

Agrarwissenschaften 

Wirtschaftswiss. 

Philosoph.-histori­
sche , Staats- und 
Rechtswissenschaften 

Kultur-, Kunst- und 
Sportwissenschaften 
( einschließlich 
Theologie) 

Literatur- und 
wissenchaften 

Kunst 
Pädagogik 

Direktstu­
dium 

Fern- und 
Abendstudium 

Sprach-

Anteil Anteil 
BRD 

Fächergruppe 
in% in% 
6,2 

33,5 

7,1 

5,3 

14.9 

6,2 

2,0 

0,9 

2 6 

21,3 

100,0 

26 036 

6 004 

32 040 

17 , 9 

13,1 

6,3 

2,4 

Hathematik/Naturwiss . 

Ingenieurwissenschaften 

Humanmedizin 

Veterinärmedizin, Agrar-, 
Forst- u. Ernährungswiss. 

28,4 Rechts-, Wirtschafts­
und Sozi alwissenschaften 

17,8 Sprach- und Kulturwiss., 
Sport 

3,2 Kunst, Kunstwissen-
schaften 

10,9 Lehramtsstudenten 
100 , 0 

172 843 

172 843 
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Anlage 8 

Forschungskape.zität des Hochschulwesens auf der Basis von VbE, in 

Prozent 

Wissenschaftszweig Forschungs- Studentische Forschungs-

kapazität Forschungs- kapazität 

( Fach2ers.) ka12azität insgesamt 

Mathematik/Naturwissen-

schaften 28 , 5 

78,0 64,0 

Technische Wissenschaften 31 , 5 

Agrarwissenschaften 10,0 12,0 11,0 

Medizinische Wissenschaften 30,0 10,0 25,0 

Insgesamt lllO 100 100 

Anlage 9 

Verteilung der Forschungskapazität des Hochschulwesens in den Hauptzwei­

gen auf Struktureinheiten 

Mathematik / Naturwissenschaften : 52 Sektionen und 

Technische Wissenschaften: 

Agrarwissenschaften: 

Medizinische 

Wissenschaften: 

26 selbs t ändige Institute, Abteilun­

gen u . a. 

80 Sektionen und 

10 selbständige Institute, Abteilun­

l ungen u. a . 

9 Sektionen und 1 selbständiges Institut 

nahezu 280 Kliniken und Institute 
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Aalage 10 

Tednolog1eze1trea nd gle1cllgeartete Ehlr1dtll!'lfell 111 der DDR (Stand per 18 . 5. 1990) 

l fd . Nr. Beze ichnung Tr!ger Partner BRD Prof1 1 Bea:erkungen 

1. Techno 1og1ezentru■ - Stadt Orasden - Technolog1nentru■ - Bautechnolog1e - 1n GrQ ndung 

Dresden - TU Dresden Oort■und G■bH • IJ■iii e l tsch utz- - 116g11che E1nbezte-

- IHK Dort11und t echnolog1e z1ehung der Ores-

- B10111ed1z1ntechn 1k dener AdW-1nst1tute 

- Elektron1k/Ko•u- 1nPrOfung 

n1ket1or.stechn1k 

- Produkt 1onstech-

ntk, einschl. 

Haschtnenb,11.u 

- lebens■ 1 tte1 techn1k 

2. GrOnder - und Innova- - TU Karl-Marx-Stadt - Innovations- und - Sensor1k/111kro11e- - 1n Grllndung 

t1onszentru■ Karl- - AdW, Institut ror GrOnderzentru■ chantk/Hed1z 1n-

Karx-Stadt/Che■n 1tz Hech.u t k flll rnberg-FO.rth-Er- techn1k 

- Rat der Stadt Karl- langen (IGZ) - Oberfllchenbehand-

Karx-Stedt • Technolog te zentru■ lungs- und Verede-

• IHK Ker l-Harx-Stadt/ St uttgart lungsverfahr en 

Chu n1tz - Software und 111-

- Hendwerkskeaer kar 1- pleaentetton von 

Marx-Stadt Software 

- E-Antrtebe für 

Haschlnenbau 

- Auto11ettsterungs-

und Steuerungstech-

n1k 

- Wetterb11dungs- und 

Tratn tngsstatte Be-

tr1ebswtrtscheft, Ha-

nage11e nt, Unterneh-

aensfllh rung 

- Technologietransfer 

3. Rostacker Innova- - Rat des ßeztrke s Ro- - Land Bremen - 1nnovat1ve und tech- - 1n Grllndung 

t1ons- und Grllnder- stock - Bre■er Innovations- nolog1eor1entterte Un- - E1nbez 1ehung \'On 

zent ru■ (RIGZ) - Un1v@rs1Ut Rostock und Technolog1ezen- t@r nehae MgrDndung Kapaz1t6ten bzw. 

t ru11 (SITZ) entsprechendreg1ona- Abgrenzung des 

ler w1 r tschaft l1cher RIGZ • 1t d@II 

Erfordernisse des d1enst letstungs-

Wl rt sctlaftsstandortes or1ent 1erten IZ an 

Rostock 1■ Land 11eck- der IH fllr See-

lenbur g- Vorponern fahrt, Wa.r ne■Clnde 

67 



.. Techno log1ezentru11 - Hochschule für See- - Schleswi g-Holst e in - Fertigungsverfahren - 1n Grlindung 

Warne11ünde (TZW) fahrt Warne11ünde und Sonder11aschfnen- - hrr1tor1ale H1t-

Wustrow entw1cklung tr!gerschaft und 

- Segelforschung und doai1t weiteres 

- entwlckl ung Profil 1st zu ver-

- Enh'1ck lung und Fer t 1- handeln 1n Zusa■-

gung spezieller Elek• menhang ■ 1t Grün-

tronH: dung RJGZ (Post-

- CAD-S ystementw icklung t1on 3) 

f ll r Elektron 1k und 

Htc han i k SO'lfle CAO-

Dienstle i stunge n 

- S1111ulat1ons- und Tral-

n1ngstechn1k fDr Aus-

und We1terb11dung 

- Schwe1Btechn1t 

- Labor- und Experlent-

auto111at1s ferung 

5. Interessenge■eln- - Fr1edr1ch - Sch111er- - beabsichtigt: - Technikum fllr Sonder- • gegründet 

schaft •Thortnger Un1vers1Ut Jena Technologie-Park bauelemente und Sch1cht- - aög11che E1nbez1e-

Forschungs- und Tech- Syke GmbH technolog1en hung der AdW-Eln-

nologietransferste l leR - Technikum für Tec lln l ~t:h e r1chtungen und des 

Jena Chnie und Fe1nche■ 1 - Terr1tor1u11s 1111 

kal1en tiespl"Ach 

- Techn1ku■ fOr Techn i sche 

Autoa.,tis1erung und Ra-

t tonal 1s1erungs.1ttel 

- bfotechnolog1sches 

Wirk s toff l abor 

- Zentru■ für Forschungs-

und Technologtetransfer 

6. Techno 1og1ezentru11 - TU Magdeburg - Stadt Braunschweig - 1n GrDndung 

der TU Magdeburg • Rot der Stodt 

Magdeburg 

7. Techno logtezentru■ - Hochschule Cottbus - gewDnschte Partner - Uarwelttechn1k - 1n GrDndung 

Cottbus - Rat der Stodt Cott- 1■ Saarland - terr1tor1ale Struktur-

bus (und Rat des verlnderungen entspre -

Bezirkes) ch e nd den regio nalen 

- Kohle - und Energie - w1rtschaft 11chen Er-

wtrtschaft des Beztr - forderntssen 

kes 
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a. Technolgt ezentrun - Rat der Stadt Frank- - beabs1ch t 1ot - Bauwesen ( Archttek- - tn Vorberatung ■ tt 

Frankf urt/Oder f urt /Oder unter Ein- Buxtehude tur) den .Og11chen Indu-

bez1ehung der IHK - Elektronik strte- und lnstt-

Frankfurt sowte der - Autoaat 1s terunos- tutspartnnn dts 

Betriebe Bau- und Hon- techn tk Terrttor tu■s 

tageko11bt nat, Halb- - Fe t ngerltetec hntk und - erste1' Schritt 

letterwerk Frankfurt/ w1ss. Geratebau soll dte Btldung 

Oder u. a. Jnstttuts- - Labor-, PrOf- und Ana- etner Dachorgan ha-

sowie Betrtebska put- lysetechnt k fDr Land- tton zur Jur1stt-

t!ten des Bezirkes und Nahrungsgllter- sehen Beratung und 

wtrtschaft Vertretung, zur Un-

ternehaensfOhrungs -

beratung sowte zur 

Steuerberatung fOr 

dt e Gr0nderbetr1ebe 

se1n 

9. Tech no log1ezentru11 - Forschungszentru■ - Technologie- und - 1nnovat1Ye und tech- - 1n 6rDndung 

Leipzig Le1pz1g der AdW 01enstle 1st unguen- nolog 1eor1ent1erte Un- - E1nbez1 eh ung der 

- Rat des Bezirkes tru11 der Stadt ternehaensgrllndung ent- KOg11chte1ten der 

l e1pz1g Schwerte sprechend den w1rt- Industr1ezwe1ge Po-

- Kar l- Harx-Un1 vers 1Ut sc haft11 chen Kapn 1tl• lygraph 1e , Chea1e• 

Le1pz1g t en und Erfordernissen anlagenbau, Che■ t e, 

- TH Le 1pz1 g des Bezirkes Le 1pz1g Plast- und Elast-

verarbe1tu ng, Ha-

sch1nenbau- und 

Verpackungs 1ndu-

str1e (Standort 

Bezirk le1pz1g) 

10. Technolog1ezentru11 - Rat des Bezirkes - Schlesw1g- Holste1n - 1nnovat1Ye und tec h- - inGrDndung 

Schweri n Schwerin nolog1eortentterte Un-

t er neh■e nsgr II ndu ngen 

entsprechend den reg1o-

na len w1rtschaft 11chen 

Erforder ni ssen 

11. Technologie- und Aus- - H1n1ster1u■ fll.r For - - Berliner In nova - - t nnovath"e Technik und - t■ Ausbau 

ste llungszentru11 schung und Technolo - t 1ons - und Tec hno- Techno logien fllr 

Berlin (TAZ) gle 1og1epark (BIG/TIB) • Wer tstoff e 

. Verarbeitung / Ver-

edlun g 

. rechnerintegr1erte 

Fertigung 

• Ko1111un ikatton 

. Uwe l tschutz 

- Beratungsfunkt 1onen 

- Bereitste llung , Technik 

- Aus- und We1terb11 · 

dungs1M18nah11en 

- Konferenzen, Symposien, 

Prhentattonen 

- Software-Engtneertng 
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12. Innovations- und Grlin - - Akade1111e der - gewllnscht Partner 1n - chemische Anillyt l k, Pr o- - 1m Gespr!ch 

derzentrum Ber l fn-Ad- Wissenschaften BRD oder Ber l in dukte, Verfahren - Einbeziehung des 

l ershof (Wes t ) - Umwe l ttechn1k Magistrats von 

- Lasertechnik Beri1n sowie des 

- Kr1stallzllchtung H1n1ster1u111s flir 

- Sensortechnik/Bio- !31ldung und W1s-

sensoren schenschaft 1n d1e 

- Anwenderlösungen, Re- Trligergese l lschaft 

chen-/Kommun1kat1ons - 1m GesprAch 

techn1k 

- Bildve rar beitung 

- w1ss, Gerlitebo!l u 

- Anwenderbetreuu ng fllr 

Fernerkundung 

- Pulvertech no l og1en, 

Keramiken 

13 . B1ldverarbe 1tu ng - Ze ntralinstitut ror - I nstit ut für Produk - - Breitenanwe ndung Bild- - 1n Gr ünd uilg als 

und Sensortechnik, Kyhernettk und In- t1onsautom. und Kon- verarbe1tung e . V. 

Ber l in format 1onsprozesse strukt1onst . der - Sensortechni k für KHU • Te1lf1nanz1er ung 

der AdW Fhg/WB . H1tg l 1eder 

- Robotron B1 ldver- Senat W8 

arbe1tungG;nbH • MFT 

- Stud1otechn1k Berlin 

14. Zentrum rur HeB - und - Bauakadelfl1e der DDR - Lasertechnik - 1111 Vorbere i tungs-

Prüftechnik der Bau- - Institut für Techno- - Infrarotmeßtechn1k stad 1um 

akodem1e der DDR, Ber- logie un d Hechan1 - - visuel le Inspektions- - t err 1tor1a le H1t-

11, s1 erung des Ba uwe sens systeme tr!gerschaft noch 

- HH:rowellenmeßtechnlk n1cht behande l t 

- faseropt1sche Tec hnik 

15. Tec hnikum f(lr 81oeng1- - W1lhelm- P1eck-Un1ver - Innovat lonsze ntrum tor - Grllndungsantrag 

neer1n g Rostock s1t!t Rostock - B1cme::han1k und med1- .gestellt 

z1n 1sche Werkstoffe - Abgrenzung Zllll RIGZ 

- Biophysi k erfolgt m1t Un1ver-

- biologische und med 1z1- slt!it Rostock 

n1sche Techno logie 

- klinische Immunologie 

16. Technologie - und - Ing en 1eurhochschule - Techno log ie und Vor- - 1n Gründung 

Transferzent rum für H1ttwe1da fert1g ung - Kooperationsge-

elektron1schen Ger!§ - - Le1terp lattenfert1gung spr! che 111 1t AdW zu 

tebau (TTZ) Mittweida - Bo!ugruppen- und Ger!- Abgrenzungen filr 

ten:ontage Gebiet des Ger!te -

- Test und Testhaus baus 

- Aus - und We1terb11dung 

- Techno logietransfer 
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Anlage 11 

Arbeitskräfte im Hochschulwesen der DDR nach Einrichtungen , 1988 

Einrichtungen VbE ~ Personen am Stichtag 
Universitäten und Hochschulen 

(ohne Medizin) 65 815 67 680 
Selbständige Bibliotheken und Museen l 986 2 156 
Sonstige wiss. Einrichtungen l 34 7 l 546 

Medizinische Kliniken und Institute 35 485 37 609 

Fachschulen l 502 l 569 

Insgesamt 106 135 110 560 

Quelle: Berechnet nach Daten des Statistischen Jahrbuchs des Hochschulwe­

sens der DDR 1989 / Ministerium fUr Hoch- und Fachschulwesen. -

Berlin, 1989 

Anlage 12 

Arbeitskräfte an Universitäten und Hochschulen nach Beschäftigtengruppen 

(VbE ~), 1988 

Hochschulbereich Medizin Insgesamt 

Ordentliche Professoren 2 939 450 3 389 

Hochschuldozenten 3 615 506 4 121 

Summe Hochschullehrer 6 554 956 7 510 

Assistenten im befr. Arbeit s -

rechtsverhältnis 5 197 

Unbefristete und Oberassistenten 11 324 

Lektoren und Lehrer in HS-Dienst 6 231 

Sonsti e 534 

Summe wiss . Mitarbeiter 23 286 6 664 29 950 

Summe wiss . Personal 29 840 7 620 37 460 

Nichtwiss. Pers onal 35 975 27 865 63 840 

Insgesamt 65 815 35 485 101 300 

Quelle: Berechnet nach Daten des Statisti schen Jahrbuchs des Hochschulwe­

sens der DDR 1989 / Ministerium fUr Hoch- und Fachschulwe sen. -

Berlin, 1989 
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